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1 Systematischer Überblick 

1.1 Internationale Normierungsebene 

1.1.1 OECD, EU, G20, DBA, TIEA zum Informationsaustausch 

Die internationale Zusammenarbeit in Steuerthemen hat in den vergangenen Jahren erheblich 

an Bedeutung gewonnen. Die Schweiz beteiligt sich an den Arbeiten verschiedener Gremien 

und steht in intensivem Austausch mit anderen Staaten. Richtungsweisend sind dabei insbe-

sondere die OECD und das Global Forum on Transparency and Exchange of Information.1 

Im Jahr 2009 hat die Schweiz den OECD-Standard zur Steueramtshilfe übernommen. Bis zu 

diesem Zeitpunkt war in der Schweiz nur der Informationsaustausch auf Ersuchen eines ande-

ren Staates gestützt auf bilaterale Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) möglich. Nur mit ver-

einzelten Staaten bestanden bereits erweiterte Amtshilfebestimmungen. Ab dem Jahr 2009 hat 

die Schweiz den Artikel 26 des OECD-Musterabkommens (OECD-MA) in neue DBA aufge-

nommen und bestehende Abkommen entsprechend revidiert. Insgesamt hat die Schweiz per 

28. Juli 2016 53 DBA nach internationalem Standard (davon 47 in Kraft) sowie zehn Steuerin-

formationsabkommen (deutsch SIA, englisch TIEA; davon sieben in Kraft) mit nicht-DBA-

Staaten unterzeichnet. Die neu abgeschlossenen oder revidierten DBA enthalten in der Regel 

eine erweiterte Amtshilfeklausel. Darauf basierend können auf Ersuchen neu auch Informatio-

nen ausgetauscht werden, die voraussichtlich erheblich sind - d.h. der Austausch ist nicht mehr 

auf Betrugsdelikte beschränkt.  

Die internationalen Standards, insbesondere das Amtshilfeübereinkommen des Europarats und 

der OECD (Convention on Mutual Administrative Assistance in Tax Matters, MAC2) wie auch die 

Empfehlungen der OECD/G20 im Rahmen der Arbeiten zum Thema Gewinnverkürzung und 

Gewinnverlagerung (Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) haben zu einer globalen Auswei-

tung des Informationsaustausches in Steuersachen geführt. Neben dem Informationsaustausch 

auf Ersuchen sind zukünftig auch der automatische Informationsaustausch von Daten über Fi-

nanzkonten (AIA) sowie der spontane Informationsaustausch (SIA3) vorgesehen. Das Amtshil-

feübereinkommen ist die multilaterale Staatsvertragsgrundlage für die drei Formen des zukünfti-

gen Informationsaustausches zwischen der Schweiz und anderen Vertragsparteien4.  

Im Jahr 2013 wurde zudem der vielbeachtete OECD/G20-Bericht zum Thema BEPS publiziert. 

Gewinnverkürzung und -verlagerung gelten gemäss diesem Bericht als ernste Bedrohung für 

Steuereinnahmen, Steuerhoheit sowie Steuergerechtigkeit5. Basierend auf dem BEPS Report 

wurde ein Aktionsplan mit 15 Massnahmen zur Bekämpfung von Gewinnverkürzung und -

                                                

1
  Vgl. dazu www.efd.admin.ch/efd/de/home/themen/steuern/steuern-international/schweizer-engagement-in-inter-

nationalen-gremien-zu-steuerfragen/fb-schweizer_engagement_steuerfragen.html. 
2
  Vgl. Literaturliste und Materialienverzeichnis am Schluss, auch zu weiteren Erlassen. 

3
  Weil noch keine offizielle Abkürzung besteht, wird hier "SIA" verwendet. Nicht zu verwechseln mit der deutschen 

Abkürzung für die vorerwähnten Steuerinformationsabkommen. 
4
  Die drei Formen sind in Art. 5, Art. 6 und Art. 7 des Amtshilfeübereinkommens (MAC) festgehalten. 

5
  OECD BEPS Report, Zusammenfassung. 
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verlagerung ausgearbeitet. Das grundsätzliche Ziel von BEPS ist die Besteuerung von Gewin-

nen an dem Ort, an welchem die Wertschöpfung effektiv stattfindet, dies vor dem Hintergrund 

der Kernprinzipien Kohärenz, Substanz und Transparenz.  

Ein weiteres zentrales Element im Zusammenhang mit dem Informationsaustausch ist der Aus-

tausch länderbezogener Berichte (sog. Country-by-Country Reporting, CbCR). Am 27. Januar 

2016 wurde die multilaterale Vereinbarung (ALBA-Vereinbarung) über den Austausch länderbe-

zogener Berichte durch 31 Staaten unterzeichnet. Ziel ist es dabei, die Transparenz der Be-

steuerung multinationaler Unternehmen zu verbessern sowie einen einheitlichen Rahmen für 

den Austausch länderbezogener Berichte festzulegen. Der Austausch dieser Berichte ist eine 

der 15 BEPS-Massnahmen. Folglich steht die ALBA-Vereinbarung in direktem Konnex zu den 

BEPS-Arbeiten. 

 

1.1.2 FATCA 

Der Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) war ein erster Schritt in Richtung automati-

scher Informationsaustausch. FATCA ist Teil eines nationalen US-Gesetzes (Hire-Act), welches 

am 18. März 2010 verabschiedet wurde. Der Zweck von FATCA ist die Einsicht der US-

Steuerbehörden in weltweite Konto- und Depotwerte durch periodische (jährliche) und automati-

sche Meldung der Identität und Vermögenswerte der von Finanzdienstleistern weltweit betreu-

ten US-Steuerpflichtigen. Mit anderen Worten handelt es sich um einen nationalen (US-)Erlass 

mit weltweiter Wirkung. 

 

1.1.3 GAFI (FATF) 

Die Groupe d`action financière (GAFI, auch bekannt unter der englischen Bezeichnung Financi-

al Action Task Force, FATF) ist eine Arbeitsgruppe, die sich der Bekämpfung der Geldwäsche-

rei, der Terrorismusfinanzierung und anderer Bedrohungen des internationalen Finanzsystems 

verschrieben hat. Die Ziele von GAFI bestehen in der Verteidigung der Integrität des Finanzsys-

tems. Insbesondere im Rahmen der Bekämpfung der Geldwäscherei sowie der Terrorismusfi-

nanzierung bilden die von der GAFI 1990 erlassenen Empfehlungen den international anerkann-

ten, aktuell rund 40 Empfehlungen umfassenden Standard. Die Schweiz ist seit dem Jahr 1990 

Mitglied der GAFI.  

 

1.2 Rechtsgrundlagen und Umsetzung in der Schweiz 

1.2.1 Informationsaustausch 

AIA und spontaner Informationsaustausch 

Die Rechtsgrundlagen für die Einführung des AIA sind das Amtshilfeübereinkommen6, der ge-

meinsame Meldestandard (Common Reporting Standard, CRS), die multinationale Vereinba-

                                                

6
  Art. 6 MAC.  
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rung der Behörden über den automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten (Multila-

teral Competent Authority Agreement, MCAA) sowie das Bundesgesetz über den internationa-

len automatischen Informationsaustausch in Steuersachen (AIA-Gesetz). Diese Grundlagen 

wurden von der Bundesversammlung am 18. Dezember 2015 verabschiedet. Sie treten per 1. 

Januar 2017 in Kraft, sodass ab 2017 Daten gesammelt werden können und ab 2018 ein erster 

Datenaustausch erfolgen kann. 

Die Rechtsgrundlagen für die Einführung des spontanen Informationsaustauschs sind das 

Amtshilfeübereinkommen7, das revidierte Steueramtshilfegesetz (StAhiG) sowie die Steuer-

amtshilfeverordnung (StAhiV). Das Amtshilfeübereinkommen und das revidierte StAhiG wurden 

von der Bundesversammlung am 18. Dezember 2015 verabschiedet. Sie treten per 1. Januar 

2017 in Kraft. Gemäss dieser Planung soll der spontane Informationsaustausch der Schweiz ab 

1. Januar 2018 stattfinden und Steuerperioden ab diesem Datum betreffen. Zur noch bevorste-

henden Totalrevision der StAhiV wurde dieses Jahr ein Vernehmlassungsverfahren durchge-

führt, das die bevorstehende Marschrichtung des Bundesrats erkennen lässt8. 

BEPS 

Die Schweiz hat sich aktiv an allen BEPS-Arbeitsgruppen beteiligt. Die Umsetzung der Mindest-

standards9 aus den 15 BEPS-Massnahmen ist in der Schweiz bereits im Gange. Die als schäd-

lich qualifizierten kantonalen Sonderstatusgesellschaften (Holdinggesellschaften, Domizilgesell-

schaften und gemischte Gesellschaften) sowie gewisse Steuerprivilegien auf Bundesstufe wer-

den im Rahmen der Unternehmenssteuerreform III (UStR III) voraussichtlich zum 1. Januar 

201910 abgeschafft. Die im Rahmen der UStR III vorgesehene Patentbox ist aus heutiger Sicht 

OECD-konform und entspricht dem sog. Nexus-Ansatz. Des Weiteren wurden die Grundlagen 

für den Informationsaustausch geschaffen. In Bezug auf die Verhinderung von Abkommens-

missbrauch sowie Streitbeilegungsmechanismen erfüllt die Schweiz den Mindeststandard in den 

neu verhandelten DBA. Hinsichtlich der weiteren BEPS-Massnahmen, die keine Mindeststan-

dards darstellen, wird bis Ende 2016 ein Massnahmenbericht an den Bundesrat erarbeitet.  

Austausch länderbezogener Berichte (CbCR) 

BEPS-Massnahme 13 hat den länderbezogenen Bericht als Mindeststandard definiert. Das für 

die Umsetzung des Austauschs länderbezogener Berichte erforderliche Bundesgesetz (ALBA-

Gesetz) wird voraussichtlich im Jahr 2017 verabschiedet. Bei Zustimmung des Parlaments so-

wie unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist werden multinationale Unternehmen in der 

Schweiz bei Inkrafttreten der Rechtsgrundlagen im Jahr 2018 einen länderbezogenen Bericht 

                                                

7
  Art. 7 MAC.  

8
  Vgl. SCHREIBER/EICHENBERGER, 584 ff. 

9
  Es sind dies die BEPS-Massnahmen 5 (Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken), 6 (Verhinderung von Abkom-

mensmissbrauch), 13 (Überarbeitung der Verrechnungspreisdokumentation) und 14 (Verbesserung der Wirksam-

keit von Streitbeilegungsmechanismen). 
10

  Das Referendum gegen dieses Gesetz ist im Oktober 2016 zustande gekommen, weshalb das Schweizer Stimm-

volk voraussichtlich im Februar 2017 darüber abstimmen wird. 
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erstellen müssen. Der erste automatische Austausch länderbezogener Berichte zwischen der 

Schweiz und den Partnerstaaten könnte somit im Jahr 2020 stattfinden11. 

 

1.2.2 FATCA 

Das Abkommen zwischen der Schweiz und den Vereinigten Staaten über die Zusammenarbeit 

für eine erleichterte Umsetzung von FATCA ist am 2. Juni 2014 in Kraft getreten, während das 

Umsetzungsgesetz seit 30. Juni 2014 gilt.  

Für ausländische Finanzinstitute ist FATCA grundsätzlich mit erheblichem administrativem und 

finanziellem Aufwand verbunden, wobei das FATCA-Abkommen für die Schweizer Finanzinstitu-

te administrative Erleichterungen vorsieht. Schweizerische Finanzinstitute übermitteln die Kon-

todaten mit Zustimmung der betroffenen US-Kunden direkt an die US-Steuerbehörde (sog. Mo-

dell 2). Daten über nicht-kooperationswillige Kunden müssen die USA auf dem ordentlichen 

Amtshilfeweg anfordern. Am 8. Oktober 2014 hat der Bundesrat ein Mandat zu Verhandlungen 

mit den USA über den Wechsel zum automatischen Informationsaustausch (sog. Modell 1) be-

schlossen. Wann ein entsprechendes Abkommen vorliegen wird, ist derzeit noch ungewiss. 

 

1.2.3 GAFI (FATF) 

Auch die GAFI-Empfehlungen stellen keine Rechtsnormen dar, weshalb sie zur Anwendung ein 

formelles Gesetzgebungsverfahren benötigen. Der Bundesrat bemühte sich in den letzten Jah-

ren, den Empfehlungen soweit möglich Folge zu leisten und das Landesrecht jeweils anzupas-

sen. Als Reaktion auf die letzte Revision der Empfehlungen im Jahre 2012 hat die Bundesver-

sammlung am 12. Dezember 2014 das Bundesgesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten 

Empfehlungen der GAFI verabschiedet (GAFI-Gesetz)12. Auf diesem Weg wurde im StGB der 

Geldwäschereitatbestand in Art. 305bis mit der "Steuergeldwäscherei" ergänzt, ins GwG wurden 

umfangreiche Ergänzungen eingeführt und im Zivilrecht wurden Transparenznormen für juristi-

sche Personen wie bspw. Art. 697i ff. OR eingeführt. Nachdem die Referendumsfrist unbenutzt 

verstrichen war, wurden die Bestimmungen schrittweise per 1. Juli 2015 und 1. Januar 2016 in 

Kraft gesetzt. Die Anpassungen im StGB und im GwG erfolgten auf den 1. Januar 2016.  

Zudem ist per 1. Januar 2016 die neue Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht 

der Banken (VSB 16) in Kraft getreten. Die Überarbeitung der Vereinbarung war notwendig, um 

den im Jahr 2012 revidierten GAFI-Empfehlungen und den gleichlautenden Regelungen des 

revidierten GwG Rechnung zu tragen. 

 

1.2.4 GwG 

Das GwG gilt gemäss Art. 2 Abs. 1 für Finanzintermediäre und für den gewerblichen Handel, 

soweit Bargeld entgegengenommen wird. Die Berufsgruppen im Steuer-, Treuhand- und Wirt-

                                                

11
  Vgl. www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-61343.html. 

12
  AS 2015, 1389. 
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schaftsprüferbereich können aufgrund bestimmter Tätigkeiten selber Finanzintermediäre sein 

oder mit Klienten zu tun haben, die unter den Anwendungsbereich des GwG fallen13. Eine Un-

terstellung aufgrund eigener Tätigkeit kann meist aufgrund Art. 22 Abs. 2 GwG in Frage kom-

men, vorausgesetzt es werden entweder berufsmässig fremde Vermögenswerte angenommen 

oder aufbewahrt, oder bei der Anlage oder Übertragung (z.B. im Zahlungsverkehr) wird mitge-

wirkt. Indirekt kann dies auch durch die Übernahme von Organfunktionen bei Klienten der Fall 

sein (vgl. Abschnitt 1.3). 

Die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA hat zur Abgrenzung der Finanzmediation von 

nicht unterstellten Tätigkeiten im Rundschreiben 2011/1 umfangreiche Ausführungsvorschriften 

erlassen. 

 

1.2.5 Diverse Vorschriften 

Für Berater sind – abgesehen von Standesregeln ihrers Verbands – unter Umständen noch wei-

tere Vorschriften von Bedeutung. Hinzuweisen ist zunächst auf die vorerwähnte revidierte Ver-

einbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken (VSB 16). Diese gilt zwar for-

mell lediglich für die unterzeichnenden Bankinstitute, hat aber erhebliche Drittwirkung. So sind 

insbesondere die Grundsätze über die wirtschaftlich berechtigte Person im 3. und 4. Kapitel für 

die Bankkunden indirekt relevant, was auch deren Organe und Vertreter letztlich betrifft. Im Be-

reich der Vermögensverwaltung bestehen zudem Registrierungspflichten, auf die hier nicht wei-

ter einzugehen ist14. 

 

1.3 Sorgfaltspflichten und Transparenz bezüglich Mandanten 

Nicht zuletzt aufgrund der neueren Entwicklungen im Bereich des Informationsaustausches 

wurde die Unterscheidung von sog. aktiven und passiven Gesellschaften zunehmend wichtiger. 

Für Sitzgesellschaften gilt nämlich der Grundsatz nicht, wonach Organe einer Gesellschaft un-

mittelbar über das Gesellschaftsvermögen und somit nicht über fremdes Vermögen verfügen15.  

Unter den Begriff der Sitzgesellschaft fallen juristische Personen oder verselbständigte Vermö-

gen (Kapitalgesellschaften, Stiftungen, Anstalten, Trusts etc.) ohne operativen Betrieb, an de-

nen jemand anders wirtschaftlich berechtigt ist. Im Unterschied zu operativen Gesellschaften 

("aktive Gesellschaften") können Organe von Sitzgesellschaften als Finanzintermediäre unter 

das GwG fallen16. Diesbezüglich treffen auch schweizerische Finanzinstitute ausgedehnte Ab-

klärungen über den wirtschaftlich Berechtigten17. 

Verschiedene neuere gesetzliche und aufsichtsrechtliche Vorschriften führen dazu, dass Treu-

händer, Steuerberater, Rechtsanwälte und weitere Dienstleister einer erhöhten Sorgfaltspflicht 

                                                

13
  Vgl. zum GwG generell das Referat KILGUS/LOSINGER in diesem Lehrgang. 

14
  Vgl. Hinweise des Verbands Schweizerischer Vermögensverwalter VSV, www.vsv-asg.ch/de/fatca. 

15
  FINMA Rundschreiben 2011/1, N 100 ff. 

16
  Vgl. hierzu Referat KILGUS/LOSINGER in diesem Lehrgang. 

17
  Art. 39 VSB 16. 
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hinsichtlich ihrer Klienten unterliegen. Wesentlich ist die Identifizierung der Vertragspartei und – 

mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt – der wirtschaftlich berechtigten Person. Die 

Klienten und ihre Transaktionen sind in Bezug auf das Risiko für Geldwäscherei, Terrorismusfi-

nanzierung und Steuerdelikte zu beurteilen. Je nach Auftragsinhalt sind Vermögensstrukturen 

von in- und ausländischen Steuerpflichtigen auf mögliche Steuerbetrugstatbestände zu überprü-

fen. Die Steuerkonformität bisheriger Kunden ist (nach einem risikobasierten Ansatz) zu über-

prüfen. Klienten, die in der Vergangenheit nicht steuerehrlich handelten, sind bei der ordnungs-

gemässen Regulierung ihrer Steuerverhältnisse zu begleiten. Ein Gewährenlassen oder gar die 

Mitwirkung an illegalen Massnahmen kann die Strafbarkeit des Beraters zur Folge haben. 

 

2 Informationsaustausch 

2.1 Automatischer Informationsaustausch (AIA) 

2.1.1 Funktionsweise 

Der AIA ist als wichtige Form der internationalen Amtshilfe vorgesehen. Durch die neuen globa-

len Standards für den AIA soll die grenzüberschreitende Steuerhinterziehung verhindert werden. 

Bisher haben sich rund 100 Staaten (inkl. der Schweiz) zur Übernahme dieses Standards be-

kannt. Der AIA kann entweder über eine bilaterale Vereinbarung oder gestützt auf das Amtshil-

feübereinkommen erfolgen. Kurz zusammengefasst beinhaltet der AIA automatische Meldungen 

von Finanzinstituten über Kontodaten an die Steuerbehörden, welche diese wiederum an die 

Steuerbehörden im Ausland weiterleiten. Aus Sicht der Schweiz sind Personen dann vom AIA 

betroffen, wenn sie (i) juristische Personen mit Sitz resp. natürliche Personen mit Wohnsitz in 

einem AIA-Staat sind und (ii) bewegliches Vermögen in der Schweiz besitzen.  

Schweizer Finanzinstitute sind ab Inkrafttreten im Jahr 2017 verpflichtet, meldepflichtige Konten 

resp. Personen zu identifizieren, relevante Daten dieser meldepflichtigen Personen zu sammeln 

und diese jährlich der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) zu melden. Der Begriff des 

Finanzinstituts ist weit gefasst und beinhaltet Verwahrinstitute, Einlageninstitute, Investmentun-

ternehmen sowie Versicherungsgesellschaften.  

Ein meldepflichtiges Konto liegt vor, wenn ein Finanzkonto von einer meldepflichtigen Person 

oder von einem von solchen Personen beherrschten passiven Nicht-Finanzunternehmen (non-

financial entity, NFE) gehalten wird. Dadurch sind auch die beherrschenden Personen hinter 

einer passiven Gesellschaft (bspw. einer Stiftung oder Sitzgesellschaft) vom AIA erfasst18.  

Meldungen von Finanzinstituten über grenzüberschreitende Geschäftsbeziehungen im Zusam-

menhang mit Vermögenswerten, Zinsen, Dividenden und sonstige Einkünfte werden automa-

tisch übermittelt. Die Übermittlung erfolgt auf elektronischem Weg. Gemeldet werden auch die 

Namen und Adressen der Kontoinhaber bzw. der wirtschaftlich Berechtigten. Die ESTV wird die 

gemeldeten Informationen an die Steuerbehörden des Landes der steuerlichen Ansässigkeit 

dieser Personen weiterleiten, soweit diese am AIA mit der Schweiz beteiligt sind. Für Personen 

                                                

18
  BIRRI/ZÜND, 636. 
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mit Domizil in der Schweiz und Kontobeziehungen im Ausland läuft der Informationsaustausch 

auch in umgekehrter Richtung19. 

Zusammengefasst und vereinfacht funktioniert der AIA folgendermassen: 

 
Abbildung 1: Funktionsweise des AIA

20
 

 

2.1.2 Auswirkungen 

Vor dem Hintergrund des AIA ist zu erwarten, dass Bankinstitute wesentlich detailliertere Infor-

mationen über ihre Kunden resp. der wirtschaftlich Berechtigten verlangen werden. Sofern Pri-

vatpersonen mit Wohnsitz in der Schweiz ausschliesslich inländische Bankverbindungen unter-

halten, sind diese - FATCA vorbehalten - vom AIA nicht betroffen. 

Unterhält eine Privatperson mit Wohnsitz in der Schweiz jedoch ausländische Bankverbindun-

gen, werden die entsprechenden Daten voraussichtlich ab 2018 (abhängig vom jeweiligen 

Stand der Vereinbarungen) vom ausländischen Finanzinstitut indirekt über die ausländische 

Steuerbehörde den Schweizer Steuerbehörden gemeldet. Sofern die Vermögenswerte in der 

Schweiz bislang nicht offen gelegt sind, wäre - bevor der AIA in Kraft tritt und der Informations-

austausch erfolgt - die Möglichkeit einer Selbstanzeige ins Auge zu fassen. Wenn diese erstma-

lig erfolgt und auch die weiteren Voraussetzungen erfüllt sind, müssen zwar für die letzten zehn 

Jahre Nachsteuern und Zinsen bezahlt werden, jedoch wird von einer Busse abgesehen.  

Privatpersonen mit Wohnsitz im Ausland mit nicht deklarierten Vermögenswerten in der Schweiz 

sollten eine solche freiwillige Offenlegung im Ausland ebenfalls prüfen. 

 

                                                

19
  GRETER, 3. 

20
  Vgl. EFD, Dokumentation Umsetzung des globalen Standards für den internationalen automatischen Informati-

onsaustausch in Steuersachen. 
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Fazit: 

Buchhalter und Treuhänder müssen selber weder Meldungen erstatten noch Informatio-

nen weitergeben. Er bzw. sie muss aber die Abläufe des AIA kennen, die konkrete Situa-

tion der Mandanten beurteilen und die Klienten über wesentliche Erkenntnisse orientie-

ren. 

 

 

2.2 Spontaner Informationsaustausch (SIA) 

2.2.1 Funktionsweise 

Eine weitere wesentliche Neuerung ist die Verpflichtung von Steuerbehörden zur spontanen 

Meldung an einen anderen Staat, sobald sie über bestimmte steuerrelevante Informationen ver-

fügen. Die Informationsübermittlung erfolgt nicht wie beim AIA in einem vereinbarten Verfahren 

automatisch, sondern wird durch den informierenden Staat spontan ausgelöst, wenn er von ei-

nem Interesse eines andern Staats an dieser Information ausgeht. Gemäss Art. 7 Abs. 1 Amts-

hilfeübereinkommen geht es um folgende Fallgruppen: 

a. Vermutung einer Steuerverkürzung. 

b. Gewährung einer Steuerermässigung, die eine Steuererhöhung im andern Staat zur Folge 

haben würde. 

c. Geschäftsbeziehungen, die über ein oder mehrere weitere Länder in einer Weise geleitet 

werden, die zur Steuerersparnis führen kann. 

d. Begründete Vermutung einer Steuerersparnis durch künstliche Gewinnverlagerungen im 

Konzern. 

e. Wenn im Zusammenhang mit von einem andern Staat übermittelten Informationen ein 

Sachverhalt festgestellt wird, der für die Steuerfestsetzung im andern Staat erheblich sein 

kann. 

In erster Linie geht es um den routinemässigen Austausch von Informationen über steuerliche 

Vorbescheide (sog. Rulings), die einen grenzüberschreitenden Hintergrund haben, sowie weite-

re steuerlich relevante Sachverhalte. Es sind somit nicht nur Fälle gemäss lit. a betroffen, in 

welchen eine Steuerverkürzung in einem anderen Staat vermutet wird; ein Anfangsverdacht ist 

nicht erforderlich.  

Vom spontanen Informationsaustausch sind Rulings dann betroffen, wenn sie inhaltlich, zeitlich 

sowie territorial die Voraussetzungen zum Austausch erfüllen. Gemäss den aktuellen Grundla-

gen in der Schweiz ist diesbezüglich Folgendes relevant: 

- Inhaltlich sind Rulings dann betroffen, wenn sie eines der folgenden Themen adressieren: 

(i) Steuerregimes, (ii) Verrechnungspreisbestimmung, (iii) downward adjustment of taxable 

profits, (iv) Betriebsstätten oder (v) related party conduit rulings. 

- In zeitlicher Hinsicht fallen Rulings nur dann unter den spontanen Informationsaustausch, 

wenn sie nach dem 1. Januar 2010 erteilt wurden und am 1. Januar 2018 noch in Kraft sind. 

Auch in territorialer Hinsicht ist der Anwendungsbereich begrenzt: Rulings werden grund-
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sätzlich mit dem Ansässigkeitsstaat der direkten Muttergesellschaften sowie der Topgesell-

schaft ausgetauscht. 

- Zudem werden die Rulings mit den Ansässigkeitsstaaten von nahestehenden Gesellschaf-

ten (25%-Beteiligung) ausgetauscht, sofern vom Ruling betroffene Einkünfte aus diesen 

Staaten stammen21.  

Dem SIA unterliegende Steuervorbescheide werden von den kantonalen Steuerbehörden sowie 

der ESTV an den Dienst für Informationsaustausch in Steuersachen (SEI), einer Abteilung der 

ESTV, übermittelt. Die SEI prüft die Unterlagen und leitet sie an die jeweiligen Empfängerstaa-

ten weiter. Zu beachten ist, dass im Rahmen des spontanen Informationsaustausches nicht die 

vollständigen Rulings, sondern lediglich Formulare mit standardisierten Informationen zu den 

Rulings ausgetauscht werden. Gemäss Entwurf zur Revision der StAhiV haben die kantonalen 

Steuerverwaltungen zwar u.a. gemäss Art. 11 Abs. 1 lit. a E-StAhiV eine Kopie des Rulings an 

das SEI zu übermitteln, worauf aber das SEI dem Empfängerstaat gemäss Art. 13 E-StAhiV 

lediglich Informationen über das Ruling im Format der OECD-Mustermeldung ohne Rulingbeila-

ge weiterleitet22. Neben einer Zusammenfassung des Inhalts sind auch weitere relevante Infor-

mationen an Empfängerstaaten zu übermitteln23. Allerdings ist zu beachten, dass die Empfän-

gerstaaten - angeregt durch die spontan erhaltenen Informationen - jederzeit ein ausführliches 

Amtshilfebegehren (Amtshilfe auf Ersuchen) an die Schweiz stellen und somit in einem zweiten 

Schritt in den Besitz der vollständigen Rulingunterlagen gelangen können. 

Zu beachten ist, dass Schweizer Steuerbehörden bei Verdacht auf Steuerhinterziehung im Aus-

land spontan auch weitere Informationen (bspw. über Bezüge oder Vermögen), an ausländische 

Steuerbehörden liefern können. Auf gleichem Weg können auch zusätzliche Informationen in 

die Schweiz gelangen. 

 

2.2.2 Auswirkungen 

Der SIA wird zu einem erhöhten administrativen Aufwand – sowohl auf Seiten der Steuerbehör-

den als auch auf Seiten der Steuerpflichtigen – führen. Dies nicht zuletzt auch deshalb, weil 

davon auszugehen ist, dass die Steuerbehörden die Mithilfe der Steuerpflichtigen bzw. deren 

Steuerberater beim Ausfüllen der Formulare in Anspruch nehmen werden. Auch ist zu prüfen, 

ob bestehende Rulings noch vor Inkrafttreten abgeändert oder gekündigt werden sollen, um den 

spontanen Informationsaustausch abzuwenden.  

Obwohl der SIA primär multinationale Unternehmen betreffen wird, können auch natürliche Per-

sonen (in grenzüberschreitenden Sachverhalten) vom Informationsaustausch betroffen sein. 

Dies deshalb, weil einerseits Informationen über gewährte Steuerermässigungen oder Steuer-

befreiungen zu melden sind, die eine Steuererhöhung oder Besteuerung im anderen Vertrags-

staat zur Folge haben könnten und andererseits allgemein alle ermittelten Sachverhalte spontan 

                                                

21
  Vgl. E-StAHiV, Erläuternder Bericht zur Totalrevision der Steueramtshilfeverordnung, sowie OECD/G20 BEPS-

Project, Action 5. 
22

  Vgl. Erläuternder Bericht zur Totalrevision der Steueramtshilfeverordnung, 13 f., sowie Template (Beilage).  
23

  Vgl. OECD/G20 BEPS-Project Action 5: Final Report, Annex III. 
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zu melden sind, die für die Steuerfestsetzung in einem Vertragsstaat erheblich sein können24. 

Dadurch können grenzüberschreitende Bezüge (bspw. als Verwaltungsrat oder Arbeitnehmer), 

Schenkungen und Erbschaften aus dem Ausland oder ausländische Nicht-Banken-Vermögen 

(z.B. Darlehen oder Immobilien) zukünftig Gegenstand des SIA sein. Letzteres ist besonders 

häufig bei Personen festzustellen, die aus dem Ausland in die Schweiz zugezogen sind und sich 

nicht immer bewusst sind, dass auch Auslandvermögen deklariert werden muss25. 

 

Fazit: 

Buchhalter und Treuhänder müssen selber weder Meldungen erstatten noch Informatio-

nen weitergeben. Er bzw. sie muss aber die Abläufe des SIA kennen, die Situation der 

Mandanten (insbesondere bezüglich bestehender und künftiger Rulings) beurteilen und 

die Klienten über wesentliche Erkenntnisse orientieren. Zudem ist zu erwarten, dass im 

Zusammenhang mit Rulinganträgen formalisierte Eingaben erstellt und eingereicht wer-

den müssen. 

 

 

2.3 Austausch länderbezogener Berichte (CbCR) 

2.3.1 Funktionsweise 

Der länderbezogene Bericht enthält neben Angaben zu den wichtigsten wirtschaftlichen Tätig-

keiten eines multinationalen Unternehmens Informationen über die weltweite Verteilung der 

Umsätze, die Höhe der entrichteten Steuern in den einzelnen Staaten sowie weitere Kennzah-

len des multinationalen Unternehmens in einzelnen Staaten. Betroffen sind jedoch nur Unter-

nehmen mit einem jährlichen konsolidierten Umsatz von über EUR 750 Millionen26. Die Anga-

ben werden beim CbCR basierend auf drei tabellarischen Vorlagen ausgetauscht27. Der länder-

bezogene Bericht ist durch in der Schweiz ansässige Konzernobergesellschaften bei der ESTV 

einzureichen. Die ESTV übermittelt den Bericht automatisch an die Steuerbehörden derjenigen 

Staaten, in welchen sich ein lokaler Rechtsträger des Konzerns befindet28. Die entsprechende 

schweizerische Rechtsgrundlage im ALBA-Gesetz ist derzeit in Vorbereitung, das Vernehmlas-

sungsverfahren wurde dieses Jahr abgeschlossen.  

                                                

24
  Art. 7 Abs. 1 lit. b und lit e MAC. 

25
  GRETER, 3 f. 

26
  Entspricht umgerechnet zirka CHF 900 Millionen. 

27
  Vgl. OECD/G20 BEPS-Project Action 13: Final Report, Annex III. 

28
  Vgl. EFD, Erläuternder Bericht zur multilateralen Vereinbarung der zuständigen Behörden über den Austausch 

länderbezogener Berichte und zum Bundesgesetz über den internationalen automatischen Austausch länderbe-

zogener Berichte multinationaler Konzerne, April 2016. 
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2.3.2 Auswirkungen 

Das CbCR wird ausschliesslich multinationale Unternehmen betreffen. In der Schweiz geht man 

davon aus, dass ca. 200 Unternehmen der Verpflichtung zum Austausch unterliegen werden. 

Der Austausch länderbezogener Berichte wird zu einem erhöhten administrativen Aufwand, so-

wohl auf Seiten der Steuerbehörden, als auch auf Seiten der Steuerpflichtigen und Steuerbera-

ter führen. Weiter ist davon auszugehen, dass sich die Steuerbehörden versprechen, mit Hilfe 

dieses Instruments Gewinnverschiebungen identifizieren zu können. Deshalb ist absehbar, dass 

Streitigkeiten zwischen Staaten zur angemessenen Verteilung von Konzerngewinnen ausgelöst 

werden. Dies nicht zuletzt auch deshalb, weil die tabellarische Zusammenstellung von Informa-

tionen Begehrlichkeiten wecken wird. Insofern ist zu erwarten, dass sich der Compliance-

Aufwand durch Steuerstreitigkeiten erhöhen wird und auch die Anzahl von Verständigungsver-

fahren zunehmen wird.  

3 FATCA 

3.1 Konzept 

Mit FATCA wollen die USA erreichen, dass sämtliches, mittels Finanzanlagen im Ausland erziel-

tes Einkommen von in den USA steuerpflichtigen Personen auch in den USA besteuert werden 

kann.  

Als Konsequenz gilt nach US-Recht, FATCA-Abkommen sowie FATCA-Gesetz, dass sich 

Schweizer Finanzinstitute (Foreign Financial Institutions (FFI) registrieren und mit den US-

Steuerbehörden (Internal Revenue Service, IRS) einen Vertrag abschliessen müssen. Daraus 

resultiert die Verpflichtung, die vom Finanzinstitut geführten und von US-Personen gehaltenen 

Konten29 zu identifizieren und dem IRS periodisch über diese Kundenbeziehungen zu rapportie-

ren. Als Finanzinstitut gilt gemäss FATCA-Abkommen ein depotführendes Institut, eine Depot-

bank, ein Investment-Unternehmen oder eine spezifizierte Versicherungsgesellschaft30. Darun-

ter fallen u.a. Banken, Vermögensverwalter, Versicherungen und gegebenenfalls auch Treu-

händer. 

Schweizer Finanzinstituten, welche sich dem Regime nicht unterstellen (sog. nicht-

kooperierende Finanzinstitute), wird auf sämtlichen Erlösen aus US-Anlagen eine Quellensteuer 

(Strafsteuer) von 30% abgezogen, welche in der Folge dem IRS überwiesen wird. Dabei ist zu 

beachten, dass mit Zahlung dieser Strafsteuer nicht von der obengenannten Pflicht entbunden 

wird. Dem Steuerabzug unterliegen auch Zahlungen an eine non-financial foreign entity 

(NFFE)31, welche Informationen über substantielle US-Eigentümer nicht meldet.  

Als US-Zahlungen, welche Gegenstand des Abzugs sind, gelten (i) alle Zahlungen mit US-

Herkunft (FDAP)32 – unabhängig davon, ob es sich um ein fixes oder bestimmbares, jährliches 

                                                

29
  Vorbestehende Individualkonten bis USD 50'000 sowie vorbestehende Geschäftskosten bis USD 250'000 unter-

liegen nicht der Pflicht zur Überprüfung.  
30

  Art. 2 Abs. 1 Ziff. 7 FATCA-Abkommen. 
31

  Die NFFE ist das Gegenstück zur FFI, d.h. eine juristische Person ist entweder eine FFI oder eine NFFE.  
32

  Fixed or Determinable Annual or Periodic Income, (FDAP). 
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oder periodisches Einkommen handelt – und (ii) jeder aus dem Verkauf von Vermögenswerten 

resultierende Bruttoertrag, sofern Vermögenswerte Zinsen oder Dividenden mit US Herkunft 

generieren, welche als FDAP-Einkommen zu qualifizieren sind.  

 

3.2 Auswirkungen 

Weil FATCA auf US-Recht basiert, das in der Schweiz umzusetzen ist, stellen sich zahlreiche 

Auslegungs- und Anwendungsfragen, die der Schweizer Gesetzgeber nicht in eigener Kompe-

tenz lösen kann. Der Bund hat deshalb ein FATCA-Qualifikationsgremium ins Leben gerufen, 

das aus Vertretern des SIF, verschiedenen Bundesämtern, der Bankiervereinigung und weiteren 

Branchenverbänden und Unternehmen besteht und sich mit grundsätzlichen Anwendungsfragen 

befasst. Die Beurteilungen des FATCA-Qualifikationsgremiums werden regelmässig veröffent-

licht, derzeit in der Fassung vom 11. Juli 201633.  

FATCA macht aus vielen Treuhändern automatisch FFIs. Damit werden diese Treuhänder vor 

die Wahl gestellt, sich entweder den Regeln zu beugen oder sich aus US-Investments zu verab-

schieden resp. Mandate mit einer potentiellen Verbindung zu den USA niederzulegen.  

Vermögensverwalter können je nach Geschäftstätigkeit ebenfalls von FATCA betroffen sein, 

weshalb sich dieselben Konsequenzen wie für die Treuhänder ergeben. 

 

Fazit: 

Buchhalter und Treuhänder müssen selber weder Meldungen erstatten noch Informatio-

nen weitergeben, sofern sie nicht als "participating FFI" gelten. Er bzw. sie muss aber 

die FATCA-Abläufe kennen und gegebenenfalls in der Lage sein, die von FFI gewünsch-

ten Formulare auszufüllen34. 

 

4 Steuerdelikte als Vortat zur Geldwäscherei 

4.1 Entwicklungen 

Wie erwähnt wurde im Jahr 2014 das neue Gesetz zur Umsetzung der revidierten Empfehlun-

gen der GAFI verabschiedet, welches Anpassungen verschiedener Erlasse vorsah. Dabei sind 

hier insbesondere (i) die Änderungen hinsichtlich der verschärften Abklärungspflichten für Fi-

nanzintermediäre sowie (ii) die Qualifizierung von schweren Steuerdelikten als Vortaten zur 

Geldwäscherei von Bedeutung.  

Durch die GAFI Revision besteht neu für Finanzintermediäre eine allgemeine Pflicht zur Fest-

stellung der wirtschaftlich berechtigten Person35. Unter Finanzintermediär werden wie bis anhin 

u.a. Banken, Treuhänder oder Vermögensverwalter subsumiert.  

                                                

33
  Beurteilungen des FATCA-Qualifikationsgremiums, vom 11.07.2016, publ. vom SIF, www.sif.admin.ch/sif. 

34
  Das Ausfüllen der Formulare wird in einer separaten Lektion in diesem Lehrgang behandelt. 

35
  Art. 4 GwG; vgl. hierzu auch Referat KILGUS/LOSINGER in diesem Lehrgang. 
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Aufgrund der im Jahr 2012 revidierten GAFI-Empfehlungen und den gleichlautenden Regelun-

gen des revidierten GwG wurde eine Überarbeitung der Vereinbarung über die Standesregeln 

zur Sorgfaltspflicht bei Banken notwendig. Die neue VSB 16 brachte eine wesentliche Änderung 

mit sich: Neu müssen Banken den Kontrollinhaber bei operativ tätigen juristischen Personen 

und Personengesellschaften auch aufgrund der VSB 16 feststellen36. Kontrollinhaber sind dieje-

nigen natürlichen Personen, welche eine Gesellschaft letztendlich kontrollieren. 

Zudem wurden durch das GAFI-Gesetz aufgrund der Anpassung von Art. 305bis StGB qualifi-

zierte Steuerdelikte als Vortaten zur Geldwäscherei eingeführt ("Steuergeldwäscherei"). Die 

Bestimmung lautet nun wie folgt (Hervorhebungen vom Verfasser): 

Art. 305
bis

 Geldwäscherei 

1
 Wer eine Handlung vornimmt, die geeignet ist, die Ermittlung der Herkunft, die Auffindung oder die Einziehung von Vermö-

genswerten zu vereiteln, die, wie er weiss oder annehmen muss, aus einem Verbrechen oder aus einem qualifizierten Steuer-

vergehen herrühren, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  

1bis
 Als qualifiziertes Steuervergehen gelten die Straftaten nach Artikel 186 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über 

die direkte Bundessteuer und nach Artikel 59 Absatz 1 erstes Lemma des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die 

Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden, wenn die hinterzogenen Steuern pro Steuerperiode mehr 

als 300 000 Franken betragen.  

2
 In schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. Mit der Freiheitsstrafe wird eine Geldstrafe 

bis zu 500 Tagessätzen verbunden.  

Ein schwerer Fall liegt insbesondere vor, wenn der Täter: 

a. als Mitglied einer Verbrechensorganisation handelt; 

b. als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Ausübung der Geldwäscherei zusammengefunden hat; 

c. durch gewerbsmässige Geldwäscherei einen grossen Umsatz oder einen erheblichen Gewinn erzielt. 

3 
Der Täter wird auch bestraft, wenn die Haupttat im Ausland begangen wurde und diese auch am Begehungsort strafbar ist. 

 

Verbrechen waren als Vortaten bereits nach bisherigem Wortlaut erfasst. Hierbei handelt es sich 

um Taten, die mit Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren bedroht sind (Art. 10 Abs. 2 StGB). 

Der gemäss Art. 14 Abs. 4 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht (VStR, SR 

313.0) mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bedrohte qualifizierte Leistungs- und Abgabebetrug 

stellt ein Verbrechen dar, nicht aber die Steuerhinterziehung oder der "einfache" Steuerbetrug. 

Nach dem ergänzten Straftatbestand kann auch ein qualifiziertes Steuervergehen bei den direk-

ten Steuern37 eine Vortat zur Geldwäscherei darstellen.  

Ein qualifiziertes Steuervergehen liegt bei Steuerbetrug im Sinne des DBG und StHG vor, vo-

rausgesetzt die hinterzogenen Steuern überschreiten CHF 300'000 in einer Steuerperiode. 

Steuerbetrug begeht, wer gefälschte, verfälschte oder inhaltlich unwahre Urkunden zur Täu-

                                                

36
  Art. 20 ff. VSB 16. 

37
  Es sind dies die Einkommens- und Vermögenssteuer bei natürlichen Personen, die Gewinn- und Kapitalsteuer bei 

juristischen Personen sowie die Grundstückgewinnsteuer. 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19370083/index.html#a305bis
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19370083/index.html#a305bis
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schung verwendet38. Ein Täter kann auch bestraft werden, wenn das qualifizierte Steuerverge-

hen im Ausland begangen wird. Mit anderen Worten sind auch Steuerdelikte gegenüber auslän-

dischen Steuerbehörden erfasst, sofern die hinterzogenen Steuern CHF 300'000 überschreiten 

und der Tatbestand im Ausland strafbar ist39.  

Weiter wurde durch die Anpassung der revidierten GAFI-Empfehlungen auch Art. 305ter StGB 

ergänzt. Dies ermöglicht Finanzintermediären, der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) einen 

Verdacht zu melden, wenn Anhaltspunkte für qualifizierte Steuervergehen bestehen, ohne dass 

eine eigentliche Meldepflicht40 gegeben wäre. 

Die Änderungen entfalten keine Rückwirkung. Art. 306bis StGB ist hinsichtlich der Vortaten nicht 

anwendbar auf qualifizierte Steuervergehen gemäss Ziff. 1bis, die vor dem Inkrafttreten der Än-

derung am 1. Januar 2016 begangen wurden.  

 

4.2 Auswirkungen 

Neu besteht für Finanzintermediäre und (mittelbar) auch dem GwG nicht unterstellte Dienstleis-

ter nicht nur bei Zweifeln, sondern allgemein bezüglich Mandanten eine Sorgfaltspflicht zur 

Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person. Als wirtschaftlich berechtigte Person einer 

operativen Gesellschaft gelten diejenigen natürlichen Personen, welche die juristische Person 

letztendlich dadurch kontrollieren, dass sie direkt oder indirekt, allein oder in gemeinsamer Ab-

sprache mit Dritten, mit mindestens 25 Prozent des Kapitals oder des Stimmenanteils an dieser 

beteiligt sind oder sie auf andere Weise kontrollieren41. Die juristische Person hat ein entspre-

chendes Register zu führen42.  

Aufgrund der neuen Bestimmungen im GwG und im StGB unterliegen Finanzintermediäre, 

Treuhänder und Steuerberater zudem der Verpflichtung, Vermögenswerte zusätzlich zu Abklä-

rungspflichten gemäss GwG neu auch in steuerlicher Hinsicht zu überprüfen, um strafrechtliche 

Risiken zu vermeiden. Infolgedessen müssen die Dienstleister ihre Prüfungssysteme anpassen.  

Der Finanzintermediär, Treuhänder bzw. Berater muss die Hintergründe und den Zweck einer 

Transaktion/Geschäftsbeziehung abklären, wenn Anhaltspunkte vorliegen, dass Vermögenswer-

te aus einem Verbrechen oder aus einem qualifizierten Steuervergehen stammen43. Diese 

Überprüfung sowie die Bemessung der hinterzogenen Steuern setzen jedoch Kenntnis des je-

weiligen - d.h. auch ausländischen - Steuerrechts voraus, da eine analoge Anwendung auf 

Steuerdelikte im Ausland stattfindet. Zu beachten ist auch, dass zwischen dem ursprünglichen 

Zufluss des Vermögenswerts und dem nach GwG strafbaren Delikt ein gewisser Zeitraum liegt, 

da insbesondere das Begehen des Steuerbetrugs in der Regel einem deliktischen Handeln  

                                                

38
  Art. 186 Abs. 1 DBG / Art. 59 Abs. 1 StHG. 

39
  Art. 305

bis
 Ziff. 3 StGB. 

40
  Art. 9 GwG. 

41
  Art. 2a Abs. 3 GwG. 

42
  Art. 697l Abs. 1 OR. 

43
  Art. 6 Abs. 2 GwG. 
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nachfolgt, z.B. durch Einreichung der Steuererklärung, die auf einer Jahresrechnung basiert, in 

welcher steuerbare Einkünfte nicht verbucht wurden. 
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Subtitle A - Foreign Account Tax 
Compliance 
 
PART I - INCREASED DISCLOSURE OF 
BENEFICIAL OWNERS 
 
SEC. 501. REPORTING ON CERTAIN FOREIGN ACCOUNTS. 

(a) IN GENERAL. - The Internal Revenue Code of 1986 is 
amended by inserting after chapter 3 the following new 
chapter: 
 
CHAPTER 4 - TAXES TO ENFORCE REPORTING 
ON CERTAIN FOREIGN ACCOUNTS 
 
Sec. 1471. Withholdable payments to foreign financial institutions. 
Sec. 1472. Withholdable payments to other foreign entities. 
Sec. 1473. Definitions. 
Sec. 1474. Special rules. 
 
SEC. 1471. WITHHOLDABLE PAYMENTS TO FOREIGN 
FINANCIAL INSTITUTIONS. 
 

(a) IN GENERAL. - In the case of any withholdable 
payment to a foreign financial institution which does 
not meet the requirements of subsection (b), the 
withholding agent with respect to such payment shall 
deduct and withhold from such payment a tax equal to 
30 percent of the amount of such payment. 
 
(b) REPORTING REQUIREMENTS, ETC. 
 
(1) IN GENERAL. - The requirements of this subsection 
are met with respect to any foreign financial institution 
if an agreement is in effect between such institution 
and the Secretary under which such institution agrees 
 
(A) to obtain such information regarding each holder of 
each account maintained by such institution as is 
necessary to determine which (if any) of such accounts 
are United States accounts, 
 
(B) to comply with such verification and due diligence 
procedures as the Secretary may require with respect 
to the identification of United States accounts, 
 
(C) in the case of any United States account 
maintained by such institution, to report on an annual 
basis the information described in subsection (c) with 
respect to such account, 
 
(D) to deduct and withhold a tax equal to 30 percent of  
(i) any passthru payment which is made by such 
institution to a recalcitrant account holder or another 
foreign financial institution which does not meet the 
requirements of this subsection, and 
(ii) in the case of any passthru payment which is made 
by such institution to a foreign financial institution 
which has in effect an election under paragraph (3) 
with respect to such payment, so much of such 
payment as is allocable to accounts held by 
recalcitrant account holders or foreign financial 
institutions which do not meet the requirements of this 
subsection,  

 
 
Untertitel A - Foreign Account Tax 
Compliance 
 
Teil 1 – VERSTÄRKTE OFFENLEGUNG 
DES WIRTSCHAFTLICH BERECHTIGTEN 
 
Sec. 501 Meldung über ausländische Konten 

(a) Allgemein: Der Internal Revenue Code von 
1986 wurde durch das Einfügen des folgenden 
Kapitels ergänzt: 
 
KAPITEL 4 – Erheben einer Steuer zur Erzwingung 
einer Meldung über ausländische Konten 
 
Sec. 1471 Quellensteuerbelastete Zahlungen an ausl. Finanzinst. 
Sec. 1472 Quellensteuerbel. Zahlungen an andere ausl. Entities 
Sec, 1473 Definitionen 
Sec. 1474 Besondere Regeln 
 
Sec. 1471 Quellensteuerbelastete Zahlungen an ausländische 
Finanzinstitute 
 

(a) Allgemein: Im Falle einer quellensteuerbelasteten 
Zahlung an ein ausländisches Finanzinstitut, welches 
nicht den Anforderungen der Subsektion b entspricht, 
hat der Quellensteuerpflichtige eine Steuer von 30% 
auf dem Zahlungsbetrag abzuziehen. 
 
 
(b) Meldepflichten etc. 
 
1. Allgemein: Die Anforderungen dieser Subsektion sind 
in Bezug auf ausländische Finanzinstitute gültig, wenn 
zwischen dem Institut und dem IRS eine Vereinbarung 
besteht, in der sich das Institut verpflichtet: 
 
A: Informationen in Bezug auf jeden Kontoinhaber zu 
sammeln, die es erlauben, die Konten zu bestimmen, 
welche als US-Konten gelten, 
 
 
B: die Anforderungen des IRS in Bezug auf das 
Prüfverfahren und die Due Dilligence zur Identifi-
zierung dieser Konten zu erfüllen, 
 
C: im Falle der Existenz von US-Konten, die Infor-
mationen (gemäss Subsektion c) dieser Konten 
jährlich an das IRS zu melden, 
 
 
D: einen Steuerabzug von 30% zurückzubehalten 
(i) auf jeder durchgeleiteten Zahlung, die an einen 
widerspenstigen Kontoinhaber oder an ein anderes 
ausländisches Finanzinstitut, welches nicht den An-
forderungen dieser Subsektion entspricht, erfolgt, und 
(ii) im Falle einer durchgeleiteten Zahlung des Instituts 
an ein anderes ausländisches Finanzinstitut, das 
gemäss Paragraf 3 den Vorabzug gewählt hat (für 
durchgeleitete Zahlungen, soweit sie an widerspens-
tige Kontoinhaber oder ausländische Finanzinstitute, 
die nicht den Anforderungen dieser Subsektion ent-
sprechen, gehen). 
 



(E) to comply with requests by the Secretary for 
additional information with respect to any United 
States account maintained by such institution, and 
 
(F) in any case in which any foreign law would (but for 
a waiver described in clause (i)) prevent the reporting 
of any information referred to in this subsection or 
subsection (c) with respect to any United States 
account maintained by such institution – 
(i) to attempt to obtain a valid and effective waiver of 
such law from each holder of such account, and 
(ii) if a waiver described in clause (i) is not obtained 
from each such holder within a reasonable period of 
time, to close such account. 
 
Any agreement entered into under this subsection may 
be terminated by the Secretary upon a determination 
by the Secretary that the foreign financial institution is 
out of compliance with such agreement. 
 
(2) FINANCIAL INSTITUTIONS DEEMED TO MEET REQUIREMENTS 

IN CERTAIN CASES. - A foreign financial institution may be 
treated by the Secretary as meeting the requirements 
of this subsection if – 
 
(A) such institution - 
(i) complies with such procedures as the Secretary 
may prescribe to ensure that such institution does not 
maintain United States accounts, and 
(ii) meets such other requirements as the Secretary 
may prescribe with respect to accounts of other foreign 
financial institutions maintained by such institution, or 
 
(B) such institution is a member of a class of 
institutions with respect to which the Secretary has 
determined that the application of this section is not 
necessary to carry out the purposes of this section. 
 
(3) ELECTION TO BE WITHHELD UPON RATHER THAN WITHHOLD 

ON PAYMENTS TO RECALCITRANT ACCOUNT HOLDERS AND 

NONPARTICIPATING FOREIGN FINANCIAL INSTITUTIONS. -In the 
case of a foreign financial institution which meets the 
requirements of this subsection and such other 
requirements as the Secretary may provide and which 
elects the application of this paragraph - 
 
(A) the requirements of paragraph (1)(D) shall not 
apply, 
 
(B) the withholding tax imposed under subsection (a) 
shall apply with respect to any withholdable payment 
to such institution to the extent such payment is 
allocable to accounts held by recalcitrant account 
holders or foreign financial institutions which do not 
meet the requirements of this subsection, and 
 
(C) the agreement described in paragraph (1) shall - 
(i) require such institution to notify the withholding 
agent with respect to each such payment of the 
institution‟s election under this paragraph and such 
other information as may be necessary for the 
withholding agent to determine the appropriate amount 
to deduct and withhold from such payment, and 
(ii) include a waiver of any right under any treaty of the 
United States with respect to any amount deducted 
and withheld pursuant to an election under this 
paragraph. 

E: zusätzliche Informationen, die durch das IRS in 
Bezug auf die verwalteten US-Konten beantragt 
werden, nachzuliefern, und 
 
F: in jedem Fall, in dem ausländisches Recht die Mel-
dung der Informationen (gem. Subsektion c) in Bezug 
auf die verwalteten US-Konten verhindern würde (aus-
genommen Kunden, die einen Verzicht gem. nachste-
hender Aufstellung unterzeichnet haben) 
(i) zu versuchen, von den betroffenen Kontoinhabern 
einen gültigen und wirksamen Verzicht auf dieses 
Recht zu erhalten und 
(ii) bei nicht-erhalten dieser Verzichtserklärung inner-
halb angemessener Frist, dieses Konto zu schliessen. 
 
Jede in dieser Subsektion erwähnte Vereinbarung 
kann durch das IRS beendet werden, wenn durch sie 
die Nichteinhaltung der Vereinbarung festgestellt wird. 
 
 
2. Finanzinstitute, welche nur in bestimmten Fällen den 

Anforderungen entsprechen müssen: Ein ausländisches 
Finanzinstitut kann nach folgender Subsektion als 
FATCA-konform behandelt werden, wenn 
 
A: dieses Institut 
(i) sich mit den Regeln des IRS einverstanden erklärt, 
keine US-Konten mehr zu führen und keine neuen US-
Konten zu eröffnen, und 
(ii) zusätzliche Bedingungen in Bezug auf das 
Verwalten von Konten anderer ausländischer 
Finanzinstitute einhält, oder 
 
B: dieses Institut zu einer Klasse von Instituten gehört, 
für welche gemäss dem IRS die Regeln dieser Sektion 
nicht gelten. 
 
 
3. Wahl des Vorabzugs der Steuer anstelle des Rückbehalts 

der Steuer auf Zahlungen an widerspenstige Kontoinhaber 

und andere nichtpartizipierende Finanzinstitute: Für ein 
ausländisches Finanzinstitut, welches die Anforde-
rungen dieser Subsektion sowie weitere Anforde-
rungen des IRS erfüllt und das die Anwendung dieses 
Paragrafen wählt, 
 
A: gelten die Vorschriften des Absatzes 1 D nicht, 
 
 
B: gilt die unter Subsektion a verhängte Quellensteuer 
in Bezug auf jede quellensteuerbelastete Zahlung 
dieses Instituts, soweit eine solche Zahlung Konten 
von widerspenstigen Kontoinhabern oder ausländi-
schen Finanzinstituten zuzuordnen ist, die nicht den 
Anforderungen dieser Subsektion entsprechen und 
 
C: gilt die Vereinbarung gemäss Paragraf 1, 
(i) wonach sich das Institut verpflichtet, dem Quellen-
steuerpflichtigen in Bezug auf jede Zahlung, die Wahl 
nach diesem Paragrafen sowie alle anderen nötigen 
Informationen, welche für den Quellensteuerpflichtigen 
für die Bestimmung des Abzugs wichtig sind, 
mitzuteilen und 
(ii) die einen Verzicht auf jedes Recht gemäss US-
Rechtsordnung bezüglich den abgezogenen und 
zurückbehaltenen Beträgen gemäss diesem 
Paragrafen beinhaltet. 



To the extent provided by the Secretary, the election 
under this paragraph may be made with respect to 
certain classes or types of accounts of the foreign 
financial institution. 
 
(c) INFORMATION REQUIRED TO BE REPORTED ON UNITED 

STATES ACCOUNTS. - 
(1) IN GENERAL. - The agreement described in 
subsection (b) shall require the foreign financial 
institution to report the following with respect to each 
United States account maintained by such institution: 
 
(A) The name, address, and TIN of each account 
holder which is a specified United States person and, 
in the case of any account holder which is a United 
States owned foreign entity, the name, address, and 
TIN of each substantial United States owner of such 
entity. 
 
(B) The account number. 
 
(C) The account balance or value (determined at such 
time and in such manner as the Secretary may 
provide). 
 
(D) Except to the extent provided by the Secretary, the 
gross receipts and gross withdrawals or payments 
from the account (determined for such period and in 
such manner as the Secretary may provide). 
 
(2) ELECTION TO BE SUBJECT TO SAME REPORTING AS UNITED 

STATES FINANCIAL INSTITUTIONS. - In the case of a foreign 
financial institution which elects the application of this 
paragraph – 
 
(A) subparagraphs (C) and (D) of paragraph (1) shall 
not apply, and 
 
(B) the agreement described in subsection (b) shall 
require such foreign financial institution to report such 
information with respect to each United States account 
maintained by such institution as such institution would 
be required to report under sections 6041, 6042, 6045, 
and 6049 if - 
(i) such institution were a United States person, and 
(ii) each holder of such account which is a specified 
United States person or United States owned foreign 
entity were a natural person and citizen of the United 
States. 
An election under this paragraph shall be made at 
such time, in such manner, and subject to such 
conditions as the Secretary may provide. 
 
(3) SEPARATE REQUIREMENTS FOR QUALIFIED 

INTERMEDIARIES. - 
In the case of a foreign financial institution which is 
treated as a qualified intermediary by the Secretary for 
purposes of section 1441 and the regulations issued 
thereunder, the requirements of this section shall be in 
addition to any reporting or other requirements 
imposed by the Secretary for purposes of such 
treatment. 
 
(d) DEFINITIONS. - For purposes of this section – 
 
(1) UNITED STATES ACCOUNT. - 

Sofern durch das IRS vorgesehen, kann die Wahl 
nach diesem Paragrafen in Bezug auf bestimmte 
Klassen oder Arten von Konten ausländischer 
Finanzinstitute durchgeführt werden. 
 
c erforderliche Informationen für das Reporting der US-

Konten  
1. Allgemein: Die in Subsektion b beschriebene Ver-
einbarung verpflichtet das ausländische Finanzinstitut, 
folgende Informationen in Bezug auf die durch das 
Institut geführten US-Konten an das IRS zu reporten: 
 
A. Name, Adresse und TIN-Nummer jedes 
Kontoinhabers, der eine US-Person ist, sowie bei 
durch US-Personen gehaltenen ausländischen 
Unternehmen, Name, Adresse und TIN-Nummer jedes 
substanziellen US-Inhabers dieser Gesellschaft. 
 
 
B. die Konto-Nummer 
 
C. den Kontostand oder den Wert (zu dem Zeitpunkt 
und auf die Weise, welche durch das IRS verlangt 
wird) 
 
D. ausserdem, in einem durch das IRS vorgesehenen 
Mass, die Bruttogutschriften oder –rückzüge oder 
Zahlungen der US-Konten (die Art und Weise sowie 
der Zeitraum werden durch das IRS vorgegeben). 
 
2. Wahl einer Berichterstattung nach den Regeln der US-

Finanzinstitute: im Falle eines ausländischen 
Finanzinstituts, welches die Anwendung dieses 
Paragrafen wählt, 
 
A. gelten die Subparagrafen C und D des Paragrafs 1 
nicht, und 
 
B. verlangt die in Subsektion b beschriebene 
Vereinbarung von solchen ausländischen Finanz-
instituten die Informationen in Bezug auf durch sie 
verwaltete US-Konten gemäss Sektionen 6041, 6042, 
6045 und 6049 zu reporten, wie wenn 
 
(i) dieses Institut eine US-Person wäre, und 
(ii) jeder Kontoinhaber eines solchen Kontos, (der eine 
US-Person oder ein durch US-Personen gehaltene 
Unternehmung ist) eine natürliche Person oder eine 
US-Person wäre. 
Eine Wahl nach diesem Paragrafen kann zu einem 
Zeitpunkt, in einer Weise und unter den Bedingungen, 
welche das IRS vorgibt, gemacht werden. 
 
3. Separate Vorschriften für qualifizierte Intermediäre  

 

Im Falle eines ausländischen Finanzinstituts, das als 
qualifizierter Intermediär nach Sektion 1441 und den 
Regelungen, die darunter herausgegeben wurden, 
behandelt wird, gelten die Anforderungen dieser 
Sektion zusätzlich zu den Bedingungen und 
Reportings, welche bereits gegenüber dem IRS 
bestehen. 
 
d Definitionen  
 
1. US-Konten  



(A) IN GENERAL. -The term „United States account‟ 
means any financial account which is held by one or 
more specified United States persons or United States 
owned foreign entities. 
 
(B) EXCEPTION FOR CERTAIN ACCOUNTS HELD BY 

INDIVIDUALS. -Unless the foreign financial institution 
elects to not have this subparagraph apply, such term 
shall not include any depository account maintained by 
such financial institution if - 
(i) each holder of such account is a natural person, 
and 
(ii) with respect to each holder of such account, the 
aggregate value of all depository accounts held (in 
whole or in part) by such holder and maintained by the 
same financial institution which maintains such 
account does not exceed $50,000. 
 
To the extent provided by the Secretary, financial 
institutions which are members of the same expanded 
affiliated group shall be treated for purposes of clause 
(ii) as a single financial institution. 
 
(C) ELIMINATION OF DUPLICATIVE REPORTING REQUIREMENTS. 
- 
Such term shall not include any financial account in a 
foreign financial institution if - 
(i) such account is held by another financial institution 
which meets the requirements of subsection (b), or 
(ii) the holder of such account is otherwise subject to 
information reporting requirements which the Secretary 
determines would make the reporting required by this 
section with respect to United States accounts 
duplicative. 
 
(2) FINANCIAL ACCOUNT. -Except as otherwise provided 
by the Secretary, the term „financial account‟ means, 
with respect to any financial institution - 
(A) any depository account maintained by such 
financial institution, 
 
(B) any custodial account maintained by such financial 
institution, and 
 
(C) any equity or debt interest in such financial 
institution (other than interests which are regularly 
traded on an established securities market). 
 
Any equity or debt interest which constitutes a financial 
account under subparagraph (C) with respect to any 
financial institution shall be treated for purposes of this 
section as maintained by such financial institution. 
 
(3) UNITED STATES OWNED FOREIGN ENTITY. -The term 
United States owned foreign entity‟ means any foreign 
entity which has one or more substantial United States 
owners. 
 
(4) FOREIGN FINANCIAL INSTITUTION. -The term „foreign 
financial institution‟ means any financial institution 
which is a foreign entity. Except as otherwise provided 
by the Secretary, such term shall not include a 
financial institution which is organized under the laws 
of any possession of the United States. 
 
 

A. Allgemein: Der Begriff “US-Konto” steht für ein 
Finanzkonto, das von einer oder mehreren US-
Personen oder von einer durch US-Personen 
gehaltenen ausl. Gesellschaft gehalten wird. 
 
B. Ausnahmen für Konten, die durch Einzelpersonen 

gehalten werden: Ausser wenn das ausl. Finanzinstitut 
darauf verzichtet, diesen Subparagrafen zur Anwen-
dung kommen zu lassen, beinhaltet der Begriff US-
Konto kein Konto, das von diesem Finanzinstitut 
geführt wird, wenn 
(i) jeder Inhaber eines solchen Kontos eine natürliche 
Person ist, und 
(ii) in Bezug auf jeden dieser Kontoinhaber, der 
Gesamtwert aller Konten, die (ganz oder teilweise) 
durch ihn beim gleichen Finanzinstitut gehalten 
werden, die Grenze von USD 50„000 nicht übersteigt. 
 
Nach den Vorgaben des IRS werden verschiedene 
Finanzinstitute, die Mitglied eines Konzerns sind, in 
Bezug auf den oben genannten Grenzwert, als ein 
einziges Finanzinstitut eingestuft. 
 
C. Beseitigung von doppelten Meldepflichten 
 
Dieser Begriff bezeichnet keine Finanzkonten bei 
einem ausländischen Finanzinstitut, wenn  
(i) das Konto von einem anderen Finanzinstitut, das 
die Bedingungen der Subsektion b erfüllt, gehalten 
wird oder 
(ii) der Inhaber eines solchen Kontos seinerseits den 
Meldepflichten, die das IRS bestimmt hat, unterstellt ist 
und dies gemäss dieser Sektion zu einer doppelten 
Berichterstattung führen würde. 
 
2. Finanzkonto: Soweit nicht anders durch das IRS 
vorgesehen, bedeutet der Begriff ‚Finanzkonto„ im 
Bezug auf jedes Finanzinstitut  
A. irgendein durch dieses Finanzinstitut geführtes 
Konto,  
 
B. irgendein durch dieses Finanzinstitut geführtes 
Depot, und 
 
C. irgendeine Eigen- oder Fremdkapitalbeteiligung 
eines solchen Finanzinstitutes (ausser denjenigen, die 
an einer etablierten Börse gehandelt werden). 
 
Solche Eigen- und Fremdkapitalbeteiligungen, die als 
Finanzkonto gemäss Subparagraf C in Bezug auf die-
ses Finanzinstitut gelten, werden nach dieser Sektion 
als durch dieses Finanzinstitut geführt behandelt. 
 
3. Ausländische Gesellschaften, von Amerikanern gehalten: 

Der Begriff ‚von Amerikanern gehaltene ausl. Gesell-
schaft„ bedeutet: eine ausl. Gesellschaft, an der einer/ 
mehrere US-Amerikaner substanziell beteiligt sind. 
 
4. ausländisches Finanzinstitut: Mit dem Begriff 
‚ausländisches Finanzinstitut„ wird ein Finanzinstitut 
bezeichnet, das eine ausländische Entity ist. Wenn 
nicht vom IRS anders bestimmt, trifft dies für 
Finanzinstitute, welche unter dem Recht einer US-
Besitzschaft organisiert sind, nicht zu. 
 
 



(5) FINANCIAL INSTITUTION. - Except as otherwise 
provided by the Secretary, the term „financial 
institution‟ means any entity that – 
 
(A) accepts deposits in the ordinary course of a 
banking or similar business, 
 
(B) as a substantial portion of its business, holds 
financial assets for the account of others, or 
 
(C) is engaged (or holding itself out as being engaged) 
primarily in the business of investing, reinvesting, or 
trading in securities (as defined in section 475(c)(2) 
without regard to the last sentence thereof), 
partnership interests, commodities (as defined in 
section 475(e)(2)), or any interest (including a futures 
or forward contract or option) in such securities, 
partnership interests, or commodities. 
 
(6) RECALCITRANT ACCOUNT HOLDER. -The term 
„recalcitrant account holder‟ means any account holder 
which – 
 
(A) fails to comply with reasonable requests for the 
information referred to in subsection (b)(1)(A) or 
(c)(1)(A),or 
 
(B) fails to provide a waiver described in subsection 
(b)(1)(F) upon request. 
 
(7) PASSTHRU PAYMENT. - The term „passthru payment‟ 
means any withholdable payment or other payment to 
the extent attributable to a withholdable payment. 
 
(e) AFFILIATED GROUPS. - 
(1) IN GENERAL. - The requirements of subsections (b) 
and (c)(1) shall apply – 
 
(A) with respect to United States accounts maintained 
by the foreign financial institution, and 
 
(B) except as otherwise provided by the Secretary, 
with respect to United States accounts maintained by 
each other foreign financial institution (other than any 
foreign financial institution which meets the 
requirements of subsection (b)) which is a member of 
the same expanded affiliated group as such foreign 
financial institution. 
 
(2) EXPANDED AFFILIATED GROUP. - For purposes of this 
section, the term „expanded affiliated group‟ means an 
affiliated group as defined in section 1504(a), 
determined – 
 
(A) by substituting „more than 50 percent‟ for „at least 
80 percent‟ each place it appears, and 
 
(B) without regard to paragraphs (2) and (3) of section 
1504(b). 
 
A partnership or any other entity (other than a 
corporation) shall be treated as a member of an 
expanded affiliated group if such entity is controlled 
(within the meaning of section 954(d)(3)) by members 
of such group 
 

5. Finanzinstitut: Wenn nicht durch das IRS anders 
bestimmt, trifft der Begriff ‚Finanzinstitut„ für eine 
Einheit zu, die 
 
A. Einlagen auf dem ordentlichen Weg einer Bank 
oder einem ähnlichen Unternehmen entgegennimmt, 
 
B. zu einem erheblichen Teil des Geschäfts, Vermö-
genswerte für die Rechnung anderer hält, oder 
 
C. sich in erster Linie mit dem Geschäft der Investi-
tion, Reinvestition oder dem Handel mit Wertpapieren 
(wie in Sektion 475(c)(2) ohne Rücksicht auf den 
letzten Satz davon), Gesellschaftsanteilen, Rohstoffen 
(wie in Sektion 475(e)(2) definiert) oder irgendeiner 
Beteiligung (darunter Terminkontrakte oder Optionen) 
an solchen Wertpapieren, Gesellschaftsanteilen oder 
Rohstoffen beschäftigt. 
 
6. Widerspenstige Kontoinhaber: Der Begriff ‚wider-
spenstiger Kontoinhaber„ beschreibt einen Konto-
inhaber, der  
 
A. bei Anfragen für die gewünschten Informationen 
gemäss Subsektion (b)(1)(A) oder (c)(1)(A) nicht 
gehörig antwortet, oder  
 
B. den in Subsektion (b)(1)(F) erwähnten Waiver nicht 
einreicht. 
 
7. Der Begriff ‚durchgeleitete Zahlung‘ bezeichnet eine 
quellesteuerbelastete oder andere Zahlung im Umfang, 
wie sie mit einer belasteten Zahlung verbunden ist 
 
e. Konzerne  
1. Allgemein: Die Anforderungen nach Subsektion (b) 
und (c)(1) kommen zur Anwendung 
 
A. in Bezug auf das Halten von US-Konten beim 
ausländischen Finanzinstitut, und 
 
B. wenn nicht vom IRS anders bestimmt, in Bezug auf 
das Halten von US-Konten bei einem anderen auslän-
dischen Finanzinstitut (das nicht selbst die Anforde-
rungen gemäss Subsektion b erfüllt), das ein Mitglied 
des gleichen Konzerns wie das ausländische Finanz-
institut ist. 
 
 
2. Erweiterter Konzern: Für die Zwecke dieser Sektion 
bezeichnet der Begriff ‚erweiterter Konzern„ einen 
Konzern, wie in Sektion 1504(a) beschrieben; 
bestimmt durch: 
 
A. Ersetzen des Satzteils ‚mindestens 80 Prozent„ mit 
‚mehr als 50 Prozent„ an jeder aufgeführten Stelle 

 
B. ohne Rücksicht auf die Paragrafen 2 und 3 der 
Sektion 1504(b). 
 
Eine Partnerschaft oder eine sonstige Entity (ausser 
einer Kapitalgesellschaft) wird als Mitglied des 
erweiterten Konzernverbunds behandelt, wenn die 
betreffende Entity von Mitgliedern dieser Gruppe 
kontrolliert wird. (im Sinne von Sektion 954 (d)(3)) 
 



(including any entity treated as a member of such 
group by reason of this sentence). 
 
(f) EXCEPTION FOR CERTAIN PAYMENTS. -Subsection (a) 
shall not apply to any payment to the extent that the 
beneficial owner of such payment is - 
(1) any foreign government, any political subdivision of 
a foreign government, or any wholly owned agency or 
instrumentality of any one or more of the foregoing, 
(2) any international organization or any wholly owned 
agency or instrumentality thereof, 
(3) any foreign central bank of issue, or 
(4) any other class of persons identified by the 
Secretary for purposes of this subsection as posing a 
low risk of tax evasion. 
 
SEC. 1472. WITHHOLDABLE PAYMENTS TO OTHER FOREIGN 
ENTITIES. 
 

(a) IN GENERAL. -In the case of any withholdable 
payment to a non-financial foreign entity, if - 
(1) the beneficial owner of such payment is such entity 
or any other non-financial foreign entity, and 
(2) the requirements of subsection (b) are not met with 
respect to such beneficial owner, then the withholding 
agent with respect to such payment shall 
deduct and withhold from such payment a tax equal to 
30 percent of the amount of such payment. 
 
(b) REQUIREMENTS FOR WAIVER OF WITHHOLDING. –The 
requirements of this subsection are met with respect to 
the beneficial owner of a payment if – 
 
(1) such beneficial owner or the payee provides the 
withholding agent with either – 
 
(A) a certification that such beneficial owner does not 
have any substantial United States owners, or 
 
(B) the name, address, and TIN of each substantial 
United States owner of such beneficial owner, 
 
(2) the withholding agent does not know, or have 
reason to know, that any information provided under 
paragraph (1) is incorrect, and 
 
(3) the withholding agent reports the information 
provided under paragraph (1)(B) to the Secretary in 
such manner as the Secretary may provide. 
 
(c) EXCEPTIONS. -Subsection (a) shall not apply to - 
(1) except as otherwise provided by the Secretary, any 
payment beneficially owned by – 
 
(A) any corporation the stock of which is regularly 
traded on an established securities market, 
 
(B) any corporation which is a member of the same 
expanded affiliated group (as defined in section 
1471(e)(2) without regard to the last sentence thereof) 
as a corporation described in subparagraph (A), 
 
(C) any entity which is organized under the laws of a 
possession of the United States and which is wholly 
owned by one or more bona fide residents (as defined 
in section 937(a)) of such possession, 
 

(inkl. aller Unternehmen, die aufgrund dieses Satzes, 
als Mitglied einer solchen Gruppe behandelt werden). 
 
f. Ausnahmen für bestimmte Zahlungen: Subsektion (a) 
findet keine Anwendung auf eine Zahlung, bei welcher 
der wirtschaftliche Berechtigte  
1. eine ausländische Regierung, eine politische Unter-
gruppe einer ausl. Regierung oder eine Anstalt oder 
ein Organ davon ist, 
2. eine internationale Organisation oder eine Anstalt 
oder ein Organ davon ist, 
3. irgendeine fremde Zentralbank ist, oder 
4. irgendeine andere Personengruppe, die vom IRS 
mit geringen Risiken für Steuerhinterziehung taxiert 
wird, ist. 
 
SEC. 1472, Quellensteuerbelastete Zahlungen an andere 
ausländische Unternehmen 

 
a. Allgemein: Im Falle einer quellensteuerbel. Zahlung 
an ein ausl. Nicht-Finanzinstitut (NFFE) und wenn  
1. der wirtschaftlich Berechtigte an der Zahlung diese 
oder eine andere NFFE ist, und 
2. die Anforderungen der Subsektion b auf diesen 
wirtschaftlich Berechtigten nicht zutreffen, muss der 
Quellensteuerpflichtige auf dieser Zahlung eine 
Quellensteuer in der Höhe von 30 Prozent der Zahlung 
abziehen und einbehalten. 
 
b. Anforderungen zum Verzicht der Quellensteuerbelastung: 

Die Bedingungen dieser Subsektion werden in Bezug 
auf den wirtschaftlich Berechtigten einer Zahlung er-
füllt, wenn 
1. der wirtschaftlich Berechtigte oder der Zahlungsem-
pfänger ggü. dem Quellensteuerpflichtigen entweder  
 
A. eine Bescheinigung liefert, dass an diesem wirt-
schaftlich Berechtigten keine US-Person substanziell 
beteiligt ist, oder 
B. Name, Adresse und die TIN-Nummer jeder US-
Person, die am NFFE substanziell beteiligt ist, liefert. 
 
2. die Zahlstelle nicht weiss, oder wissen kann, dass 
die gelieferten Informationen nach Paragraf 1 nicht der 
Wahrheit entsprechen, und 
 
3. Quellensteuerpflichtige die unter Paragraf 1. B. 
gelieferten Informationen dem IRS gemäss deren 
Vorgaben weiterliefern. 
 
c. Ausnahmen: Subsektion a wird nicht angewendet, 
1. wenn der wirtschaftlich Berechtigte dieser Zahlung 
(sofern nicht anders durch das IRS bestimmt),  
 
A. eine Gesellschaft ist, deren Aktien regelmässig an 
einer etablierten Börse gehandelt werden, 
 
B. eine Gesellschaft ist, die Mitglied eines Konzerns ist 
(gem. Definition in Sektion 1471 e. 2., ohne Rücksicht 
auf den letzen Satz davon), dessen Aktien gemäss 
Absatz A gehandelt werden, 
 
C. eine Gesellschaft ist, die unter dem Recht eines 
U.S. Besitzes organisiert ist und die von einem oder 
mehreren gutgläubigen US-Bürgern (gem. Definition in 
Sektion 937 a eines solchen Besitzes) gehalten wird, 
 



(D) any foreign government, any political subdivision of 
a foreign government, or any wholly owned agency or 
instrumentality of any one or more of the foregoing, 
 
(E) any international organization or any wholly owned 
agency or instrumentality thereof, 
 
(F) any foreign central bank of issue, or 
 
(G) any other class of persons identified by the 
Secretary for purposes of this subsection, and 
 
(2) any class of payments identified by the Secretary 
for purposes of this subsection as posing a low risk of 
tax evasion. 
 
(d) NON-FINANCIAL FOREIGN ENTITY. -For purposes of this 
section, the term „non-financial foreign entity‟ means 
any foreign entity which is not a financial institution (as 
defined in section 1471(d)(5)). 
 
SEC. 1473. DEFINITIONS. 

For purposes of this chapter - 
(1) WITHHOLDABLE PAYMENT. -Except as otherwise 
provided by the Secretary – 
 
(A) IN GENERAL. -The term „withholdable payment‟ 
means - 
(i) any payment of interest (including any original issue 
discount), dividends, rents, salaries, wages, premiums, 
annuities, compensations, remunerations, 
emoluments, and other fixed or determinable annual or 
periodical gains, profits, and income, if such payment 
is from sources within the United States, and 
(ii) any gross proceeds from the sale or other 
disposition of any property of a type which can 
produce interest or dividends from sources within the 
United States. 
 
 
(B) EXCEPTION FOR INCOME CONNECTED WITH UNITED STATES 

BUSINESS. -Such term shall not include any item of 
income which is taken into account under section 
871(b)(1) or 882(a)(1) for the taxable year. 
 
(C) SPECIAL RULE FOR SOURCING INTEREST PAID BY FOREIGN 

BRANCHES OF DOMESTIC FINANCIAL INSTITUTIONS. - 
Subparagraph (B) of section 861(a)(1) shall not apply. 
 
 
(2) SUBSTANTIAL UNITED STATES OWNER. – 
 
(A) IN GENERAL. -The term „substantial United States 
owner‟ means - 
(i) with respect to any corporation, any specified United 
States person which owns, directly or indirectly, more 
than 10 percent of the stock of such corporation (by 
vote or value), 
(ii) with respect to any partnership, any specified 
United States person which owns, directly or indirectly, 
more than 10 percent of the profits interests or capital 
interests in such partnership, and 
(iii) in the case of a trust – 
 
(I) any specified United States person treated as an 
owner of any portion of such trust under subpart E of 
part I of subchapter J of chapter 1, and 

D. eine ausländische Regierung ist, eine politische 
Organisationseinheit einer ausl. Regierung ist oder 
eine Behörde oder ein Organ derselben ist,  
 
E. eine internationale Organisation oder eine 
Verwaltungseinheit davon ist,  
 
F. eine Zentralbank ist, oder 
 
G. eine andere Person ist, die durch das IRS gemäss 
dieser Subsektion bestimmt wurde, und 
 
2. auf Zahlungen, die durch das IRS gemäss dieser 
Subsektion mit geringem Steuerhinterziehungsrisiko 
definiert wurden. 
 
d. Ausländisches nicht-Finanzinstitut (NFFE): Gemäss 
dieser Sektion ist ein ‚nicht-finanzielles ausländisches 
Unternehmen„ irgendeine ausländische Entity, die kein 
Finanzinstitut (gemäss Sektion 1471 d 5) ist. 
 
Sec. 1473, Definitionen 

 
1. Quellensteuerbelastete Zahlungen: Soweit nicht anders 
durch das IRS bestimmt 
 
A. Allgemein: bedeutet der Begriff ‚quellensteuerbe-
lastete Zahlung  
(i) eine Zahlung von Zinsen (inkl. eines Abzinsungs-
betrags), Dividenden, Mieten, Gehältern, Löhnen, Prä-
mien, Renten, Abfindungen, Honoraren, Vergütungen 
und anderen fixen oder bestimmbaren jährlichen oder 
periodischen Gewinnen und Einkommen, wenn eine 
solche Zahlung aus Quellen innerhalb den USA 
stammt, und 
(ii) alle Bruttoeinnahmen aus dem Verkauf von oder 
anderen Verfügungen über Vermögenswerte, welche 
Zinsen oder Dividenden aus Quellen innerhalb den 
USA produzieren können. 
 
B. Ausnahmen für Einkommen im Zusammenhang mit US-

Geschäften: Dieser Begriff bezieht sich nicht auf Ein-
künfte für das Steuerjahr, die unter die Sektionen 871 
b 1 oder 882 a 1 fallen. 
 
C. Sonderregelung für die Besteuerung von Zinsen ausländi-

scher Zweigstellen eines heimischen Finanzinstituts: 
Subparagraf B der Sektion 861 A 1 kommt nicht zur 
Anwendung. 
 
2. Amerikanischer Eigentümer mit wesentlichem Besitzanteil 
 

A. Allgemein: Der Begriff ‚amerikanischer Eigentümer 
mit wesentlichem Besitzanteil„ trifft zu, 
(i) wenn bei einer Kapitalgesellschaft eine US-Person 
entweder direkt oder indirekt mehr als 10 Prozent der 
Beteiligungspapiere der Gesellschaft hält (Kapital oder 
Stimmrecht), 
(ii) wenn in Bezug auf eine Partnerschaft, eine US-
Person entweder direkt oder indirekt, mehr als 10 
Prozent des Gewinns oder der Kapitalbeteiligung hält, 
und 
(iii) im Falle eines Trusts: 
 
I. wenn eine US-Person Inhaber irgendeines Trust-
Anteils, gemäss Unterabschnitt E des Abschnitts I des 
Unterkapitels J vom Kapitel 1, ist, und 



 
(II) to the extent provided by the Secretary in 
regulations or other guidance, any specified United 
States person which holds, directly or indirectly, more 
than 10 percent of the beneficial interests of such trust. 
 
(B) SPECIAL RULE FOR INVESTMENT VEHICLES. -In the case 
of any financial institution described in section 
1471(d)(5)(C), clauses (i), (ii), and (iii) of subparagraph 
(A) shall be applied by substituting „0 percent‟ for ‟10 
percent‟. 
 
(3) SPECIFIED UNITED STATES PERSON. - Except as 
otherwise provided by the Secretary, the term 
„specified United States person‟ means any United 
States person other than – 
 
(A) any corporation the stock of which is regularly 
traded on an established securities market, 
 
(B) any corporation which is a member of the same 
expanded affiliated group (as defined in section 
1471(e)(2) without regard to the last sentence thereof) 
as a corporation the stock of which is regularly traded 
on an established securities market, 
 
(C) any organization exempt from taxation under 
section 501(a) or an individual retirement plan, 
 
(D) the United States or any wholly owned agency or 
instrumentality thereof, 
 
(E) any State, the District of Columbia, any possession 
of the United States, any political subdivision of any of 
the foregoing, or any wholly owned agency or 
instrumentality of any one or more of the foregoing, 
 
(F) any bank (as defined in section 581), 
 
(G) any real estate investment trust (as defined in 
section 856), 
 
(H) any regulated investment company (as defined in 
section 851), 
 
(I) any common trust fund (as defined in section 
584(a)), and 
 
(J) any trust which - 
(i) is exempt from tax under section 664(c), or 
(ii) is described in section 4947(a)(1). 
 
(4) WITHHOLDING AGENT. -The term „withholding agent‟ 
means all persons, in whatever capacity acting, having 
the control, receipt, custody, disposal, or payment of 
any withholdable payment. 
 
(5) FOREIGN ENTITY. - The term „foreign entity‟ means 
any entity which is not a United States person. 
 
 
 
 
 
 
 

 
II. wenn nach den Regelungen des IRS in Verord-
nungen oder anderen Richtlinien, eine US-Person 
direkt oder indirekt mehr als 10 Prozent der wirt-
schaftlichen Interessen dieses Trusts besitzt. 
 
B. Sonderregelung für Anlagevehikel: Im Falle eines 
Finanzinstituts nach Sektion 1471 d 5 C gelten die-
selben Bestimmungen der Klauseln i bis iii nach 
Subparagraf A, jedoch wird der Satz von 0 Prozent 
anstelle von 10 Prozent angewendet. 
 
3. Spezifizierte US-Personen: Soweit nicht anders durch 
das IRS vorgesehen, bedeutet der Begriff ‚spezifizierte 
US-Person„ eine US-Person, die nicht  
 
 
A. eine Gesellschaft ist, deren Aktien regelmässig an 
einer Wertpapierbörse gehandelt werden, 
 
B. ein Mitglied des gleichen Konzernverbundes (wie in 
Sektion 1471 e 2 definiert; ohne Berücksichtigung des 
letzten Satzes) ist, dessen Aktien regelmässig an einer 
Wertpapierbörse gehandelt werden, 
 
C. eine von der Steuer befreite Organisation (gem. 
Sektion 501 a) oder eine individuelle Altersvorsorge 
ist, 
 
D. von den Vereinigten Staaten oder einer hundertpro-
zentige Anstalt/Organ davon ist, 
 
E. ein Staat, der District of Columbia, ein Besitz der 
Vereinigten Staaten, eine politische Organisation 
davon oder eine hundertprozentige Anstalt oder Organ 
derselben ist, 
 
F. eine Bank ist (gem. Definition in Sektion 581), 
 
G. ein Immobilien-Trust ist (gem. Definition in Sektion 
856), 
 
H. eine regulierte Investment-Gesellschaft ist (gemäss 
Definition in Sektion 851), 
 
I: ein Treuhandfonds ist (gemäss Definition in Sektion 
584 a), sowie 
 
J: ein Trust ist, der 
- steuerbefreit ist gem. Sektion 664 c, oder 
- in Sektion 4947 a 1 beschrieben wird. 
 
4. Quellensteuerpflichtiger – Der Begriff ‚Quellensteuer-
pflichtiger„ beschreibt Personen, die die quellensteuer-
belasteten Zahlungen kontrollieren, empfangen, ver-
walten, verteilen oder bezahlen. 
 
5. Ausländische Unternehmung – eine ‚ausländische 
Unternehmung„ ist eine Unternehmung, die keine US-
Person ist. 
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Verordnung 
über die internationale Amtshilfe in Steuersachen 
(Steueramtshilfeverordnung, StAhiV) 

vom ... 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf die Artikel 6 Absatz 2bis, 18 Absatz 3 und 22a Absatz 1 des Steueramts-
hilfegesetzes vom 28. September 20121, 

verordnet: 

1. Abschnitt: Gegenstand 

Art. 1 

Diese Verordnung regelt den Vollzug der internationalen Amtshilfe in Steuersachen 
beim Informationsaustausch auf Ersuchen sowie beim spontanen Informationsaus-
tausch. 

2. Abschnitt: Informationsaustausch auf Ersuchen 

Art. 2 Gruppenersuchen 
1 Gruppenersuchen nach Artikel 3 Buchstabe c StAhiG sind zulässig für Informatio-
nen über Sachverhalte, welche die Zeit seit dem 1. Februar 2013 betreffen. 
2 Vorbehalten sind die abweichenden Bestimmungen des im Einzelfall anwendbaren 
Abkommens. 

Art. 3 Inhalt eines Gruppenersuchens 
1 Ein Gruppenersuchen muss folgende Angaben enthalten: 

a. eine detaillierte Umschreibung der Gruppe und der dem Ersuchen zugrunde 
liegenden Tatsachen und Umstände; 

b. eine Beschreibung der verlangten Informationen sowie Angaben zur Form, 
in der der ersuchende Staat diese Informationen zu erhalten wünscht; 

c. den Steuerzweck, für den die Informationen verlangt werden; 

d. die Gründe zur Annahme, dass die verlangten Informationen sich im ersuch-
ten Staat oder im Besitz oder unter der Kontrolle einer Informationsinhabe-
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rin oder eines Informationsinhabers befinden, die oder der im ersuchten 
Staat ansässig ist; 

e. soweit bekannt, den Namen und die Adresse der mutmasslichen Informa-
tionsinhaberin oder des mutmasslichen Informationsinhabers; 

f. eine Erläuterung des anwendbaren Rechts; 

g. eine klare und auf Tatsachen gestützte Begründung der Annahme, dass die 
Steuerpflichtigen der Gruppe, über welche die Informationen verlangt wer-
den, das anwendbare Recht nicht eingehalten haben; 

h. eine Darlegung, dass die verlangten Informationen helfen würden, die 
Rechtskonformität der Steuerpflichtigen der Gruppe zu bestimmen; 

i. sofern die Informationsinhaberin oder der Informationsinhaber oder eine an-
dere Drittpartei aktiv zum nicht rechtskonformen Verhalten der Steuerpflich-
tigen der Gruppe beigetragen hat, eine Darlegung dieses Beitrages; 

j. die Erklärung, dass das Ersuchen den gesetzlichen und reglementarischen 
Vorgaben sowie der Verwaltungspraxis des ersuchenden Staates entspricht, 
sodass die ersuchende Behörde diese Informationen, wenn sie sich in ihrer 
Zuständigkeit befinden würden, in Anwendung ihres Rechts oder im or-
dentlichen Rahmen ihrer Verwaltungspraxis erhalten könnte; 

k. die Erklärung, dass der ersuchende Staat die nach seinem innerstaatlichen 
Steuerverfahren üblichen Auskunftsquellen ausgeschöpft hat. 

2 Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so teilt die Eidgenössische Steuerverwal-
tung (ESTV) dies der ersuchenden Behörde schriftlich mit und gibt ihr Gelegenheit, 
ihr Ersuchen schriftlich zu ergänzen. 

Art. 4 Kosten 

1 Kosten von ausserordentlichem Umfang liegen insbesondere vor, wenn sie auf 
Ersuchen zurückzuführen sind, die einen überdurchschnittlichen Aufwand verur-
sacht haben, besonders schwierig zu bearbeiten oder dringlich waren. 
2 Die Kosten setzen sich zusammen aus: 

a. den direkten Personalkosten; 

b. den direkten Arbeitsplatzkosten; 

c. einem Zuschlag von 20 Prozent auf den direkten Personalkosten zur De-
ckung der Gemeinkosten; 

d. den direkten Material- und Betriebskosten; 

e. den Auslagen. 
3 Die Auslagen setzen sich zusammen aus: 

a. den Reise- und Transportkosten; 

b. den Kosten für beigezogene Dritte.  
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4 Soweit diese Verordnung keine besondere Regelung enthält, gelten die Bestim-
mungen der Allgemeinen Gebührenverordnung vom 8. September 20042. 

3. Abschnitt: Spontaner Informationsaustausch 

Art. 5 Ausnahmen für Bagatellfälle 
1 Vom spontanen Informationsaustausch können Bagatellfälle ausgenommen wer-
den. Als Bagatellfälle gelten insbesondere Fälle, in denen die steuerlich relevanten 
Beträge und die potenziellen Steuererträge des Empfängerstaates in einem Missver-
hältnis zum Aufwand für den spontanen Informationsaustausch stehen. 
2 In Zweifelsfällen ist der spontane Informationsaustausch durchzuführen. 

Art. 6 Zusammenarbeit der Behörden 

Das Staatssekretariat für internationale Finanzfragen (SIF), die ESTV und die kan-
tonalen Steuerverwaltungen arbeiten zusammen, um einen schweizweit einheitlichen 
spontanen Informationsaustausch zu gewährleisten. 

Art. 7 Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch  
1 Die ESTV und die kantonalen Steuerverwaltungen bezeichnen die für den sponta-
nen Informationsaustausch zuständigen Organisationseinheiten.  
2 Die Organisationseinheiten stellen die Verbindung mit dem Dienst für Informati-
onsaustausch in Steuersachen (SEI) sowie die Durchführung des spontanen Informa-
tionsaustauschs in ihrer Steuerverwaltung sicher. 

Art. 8 Steuervorbescheid: Definition 

Als Steuervorbescheid gilt eine Auskunft, Bestätigung oder Zusicherung einer 
Steuerverwaltung: 

a. die diese einer steuerpflichtigen Person auf deren Gesuch hin gegeben hat; 

b. die die steuerlichen Folgen eines von der steuerpflichtigen Person dargeleg-
ten Sachverhalts betrifft; und 

c. auf die sich die steuerpflichtige Person berufen kann. 

Art. 9 Steuervorbescheid: Verpflichtung zum spontanen Informationsaus-
tausch 
1 Ein spontaner Informationsaustausch ist durchzuführen, sofern ein Steuervorbe-
scheid: 

a. Sachverhalte nach Artikel 28 Absätze 2–4 des Bundesgesetzes vom 14. De-
zember 19903 über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone 
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und Gemeinden betrifft, eine Steuerermässigung für Erträge aus Immaterial-
gütern und vergleichbaren Rechten oder eine internationale Steuerausschei-
dung von Prinzipalgesellschaften zum Gegenstand hat; 

b. mit grenzüberschreitendem Bezug Verrechnungspreise zwischen verbunde-
nen Unternehmen oder eine Verrechnungspreismethodik zum Gegenstand 
hat, die die zuständige Schweizer Behörde ohne Beizug der zuständigen Be-
hörden anderer Staaten festgelegt hat; 

c. mit grenzüberschreitendem Bezug eine Reduktion des in der Schweiz steu-
erbaren Gewinns ermöglicht, die in der Jahresrechnung nicht ersichtlich ist; 

d. feststellt, dass in der Schweiz oder im Ausland eine Betriebstätte besteht o-
der nicht besteht oder welche Gewinne einer Betriebstätte zugewiesen wer-
den; oder 

e. einen Sachverhalt zum Gegenstand hat, der die Ausgestaltung grenzüber-
schreitender Flüsse von Einkünften oder Geldmitteln über schweizerische 
Rechtsträger an verbundene Unternehmen in anderen Staaten betrifft. 

2 Als verbunden gelten Unternehmen, wenn ein Unternehmen zu mindestens 25 
Prozent am anderen Unternehmen beteiligt ist oder wenn eine Drittperson je zu 
mindestens 25 Prozent an beiden Unternehmen beteiligt ist. Als an einem Unter-
nehmen beteiligt gilt eine Person, wenn sie direkt oder indirekt über Stimmrechte an 
diesem Unternehmen oder über einen Anteil des Grund- oder Gesellschaftskapitals 
dieses Unternehmens verfügt. 
3 Die Verpflichtung zum spontanen Informationsaustausch besteht unabhängig 
davon, ob der dem Steuervorbescheid zugrunde gelegte Sachverhalt sich verwirk-
licht hat. 

Art. 10 Steuervorbescheid: Empfängerstaaten 
1 Liegt ein Steuervorbescheid vor, so ist ein spontaner Informationsaustausch mit 
den zuständigen Behörden der Sitzstaaten der direkt kontrollierenden Gesellschaft 
und der Konzernobergesellschaft durchzuführen. 
2 Der spontane Informationsaustausch ist zudem in den folgenden Fällen mit den 
nachfolgenden Staaten durchzuführen: 

a. sofern ein Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a vorliegt: 
mit den Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen oder Betriebstätten, mit 
welchen die steuerpflichtige Person Transaktionen durchführt, die zu einer 
Besteuerung gemäss dem Steuervorbescheid führen oder die bei der steuer-
pflichtigen Person zu Einkünften aus verbundenen Unternehmen oder Be-
triebstätten führen, die gemäss dem Steuervorbescheid besteuert werden; 

b. sofern ein Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b oder c 
vorliegt: mit den Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen, mit welchen 
die steuerpflichtige Person Transaktionen durchführt, deren Steuerfolgen 
Gegenstand des Steuervorbescheids sind; 

  

3  SR 642.14 
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c. sofern ein Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe d vorliegt: 
mit dem Staat, in dem sich die ausländische Betriebstätte befindet, oder mit 
dem Sitzstaat des Unternehmens, dessen Tätigkeit in der Schweiz eine Be-
triebstätte begründet; 

d. sofern ein Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe e vorliegt: 
mit den Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen, die direkt oder indirekt 
Zahlungen an die steuerpflichtige Person vornehmen, sowie mit dem Sitz-
staat der an diesen Zahlungen endgültig berechtigten Person. 

3 Der SEI kann die Übermittlung auf diejenigen Staaten beschränken, die sich zum 
Standard der OECD betreffend den spontanen Informationsaustausch über Steuer-
vorbescheide bekennen. 

Art. 11 An den SEI zu übermittelnde Informationen 
1 Liegt ein Steuervorbescheid vor, so sind dem SEI folgende Informationen zu 
übermitteln: 

a. eine Kopie des Steuervorbescheids; 

b. das Datum, an dem der Steuervorbescheid erteilt worden ist; 

c. Angaben zur Identifikation der steuerpflichtigen Person, einschliesslich de-
ren Adresse; 

d. die Steueridentifikationsnummer der steuerpflichtigen Person sowie der 
Name der Unternehmensgruppe, der sie angehört; 

e. die Steuerjahre, für die der Steuervorbescheid gilt; 

f. die Voraussetzungen nach Artikel 9 Absatz 1, die der Steuervorbescheid er-
füllt; 

g. eine kurze Zusammenfassung des Inhalts des Steuervorbescheids, falls mög-
lich in französischer oder englischer Sprache, andernfalls in deutscher oder 
italienischer Sprache; 

h. Angaben zum Sitz der direkt kontrollierenden Gesellschaft und der Kon-
zernobergesellschaft, einschliesslich deren Adresse; 

i. sofern es sich um einen Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchsta-
be a handelt: Angaben zu verbundenen Unternehmen oder Betriebsstätten, 
mit welchen die steuerpflichtige Person Transaktionen durchführt, die zu ei-
ner Besteuerung gemäss dem Steuervorbescheid führen oder die bei der 
steuerpflichtigen Person zu Einkünften aus verbundenen Unternehmen oder 
Betriebstätten führen, die gemäss dem Steuervorbescheid besteuert werden, 
einschliesslich deren Name und Adresse; 

j. sofern es sich um einen Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchsta-
be b oder c handelt: Angaben zu verbundenen Unternehmen, mit welchen 
die steuerpflichtige Person Transaktionen durchführt, die Gegenstand des 
Steuervorbescheids sind, einschliesslich deren Name und Adresse; 
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k. sofern es sich um einen Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchsta-
be d handelt: Angaben zur ausländischen Betriebstätte oder zum ausländi-
schen Unternehmen, dessen Tätigkeit in der Schweiz eine Betriebstätte be-
gründet, einschliesslich deren oder dessen Name und Adresse; 

l. sofern es sich um einen Steuervorbescheid nach Artikel 9 Absatz 1 Buchsta-
be e handelt: Angaben zu verbundenen Unternehmen, die direkt oder indi-
rekt Zahlungen an die steuerpflichtige Person vornehmen, sowie zu der an 
diesen Zahlungen endgültig berechtigten Person, einschliesslich deren Name 
und Adresse; 

m. eine Liste der Empfängerstaaten nach Artikel 10; 

n. weitere Informationen, die für den SEI notwendig sein könnten, um zu beur-
teilen, ob die Informationen spontan auszutauschen sind. 

2 Sofern vorhanden, sind dem SEI zudem folgende Informationen zu übermitteln: 

a. die Referenznummer des Steuervorbescheids; 

b. die Steueridentifikationsnummer der direkt kontrollierenden Gesellschaft 
und der Konzernobergesellschaft; 

c. in den Fällen nach Absatz 1 Buchstaben i–l: die Steueridentifikationsnum-
mern der betreffenden Unternehmen oder Betriebstätten. 

3 Dem SEI können zudem folgende Informationen übermittelt werden: 

a. Angaben zur hauptsächlichen Geschäftstätigkeit der steuerpflichtigen Per-
son; 

b. Angaben zum Transaktionsvolumen, zum Umsatz und zum Gewinn der 
steuerpflichtigen Person; 

4 In den übrigen Fällen sind dem SEI folgende Informationen zu übermitteln: 

a. die für die Übermittlung an den Empfängerstaat vorgesehenen Informatio-
nen;  

b. eine kurze Zusammenfassung des Sachverhalts falls möglich in französi-
scher oder englischer Sprache, andernfalls in deutscher oder italienischer 
Sprache und die Gründe, weshalb diese Informationen spontan auszutau-
schen sind; 

c. eine Liste der Staaten, für welche die Informationen voraussichtlich von In-
teresse sind; 

d. weitere Informationen, die für den SEI notwendig sein könnten, um zu beur-
teilen, ob die Informationen spontan auszutauschen sind. 

 Art. 12 Fristen 

Die Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch stellen dem 
SEI die zu übermittelnden Informationen fortlaufend, spätestens aber innerhalb 
folgender Fristen zu: 
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a. bei Vorliegen eines Steuervorbescheids: 60 Tage nach Erteilung des Steuer-
vorbescheids; 

b. in den übrigen Fällen: 60 Tage nach rechtskräftiger Veranlagung des Sach-
verhalts. 

Art. 13 Übermittlung an Empfängerstaaten 
1 Liegt ein Steuervorbescheid vor, so übermittelt der SEI die nach Artikel 11 Absät-
ze 1 Buchstaben b–l, 2 und 3 erhaltenen Informationen innerhalb von drei Monaten 
nach deren Erhalt an die Empfängerstaaten. Diese Frist verlängert sich, sofern Grün-
de nach den Artikeln 22b–22d StAhiG dies erfordern. 
2 In den übrigen Fällen übermittelt der SEI die nach Artikel 11 Absatz 4 Buchstaben 
a und b erhaltenen Informationen an die Empfängerstaaten. 

Art. 14 Falsche oder nicht relevante Informationen 
1 Erweisen sich an den SEI übermittelte Informationen nachträglich als falsch oder 
als für die Veranlagung der steuerpflichtigen Person nicht relevant, so informieren 
die zuständigen Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch 
den SEI  umgehend darüber und übermitteln ihm die entsprechend berichtigten 
Informationen. 
2 Der SEI übermittelt die berichtigten Informationen an die betroffenen Empfänger-
staaten. 

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 15 Aufhebung eines anderen Erlasses 

Die Steueramtshilfeverordnung vom 20. August 20144 wird aufgehoben. 

Art. 16 Übergangsbestimmungen 
1 Die Artikel 8–10 gelten für Steuervorbescheide, die ab dem 1. Januar 2010 erteilt 
worden sind und die sich auf Steuerjahre beziehen, für die die Pflicht zum spontanen 
Informationsaustausch besteht.  
2 Liegt ein solcher Steuervorbescheid vor, so übermittelt die zuständige Steuerver-
waltung dem SEI alle bei ihr vorhandenen Informationen nach Artikel 11 Absätze 1 
bis 3 laufend innerhalb von neun Monaten nach Beginn der Anwendbarkeit der 
staatsvertraglichen Norm, welche die Schweiz zum spontanen Informationsaus-
tausch verpflichtet. Sofern der zuständigen Steuerverwaltung nicht alle Informatio-
nen nach Artikel 11 Absätze 1 und 2 vorliegen, übermittelt sie die bei ihr vorhande-
nen Informationen und informiert den SEI hierüber. 

  

4  AS 2014 2753, 2015 4939 
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3 Der SEI übermittelt den Empfängerstaaten diese Informationen innerhalb von 
zwölf Monaten nach Beginn der Anwendbarkeit der staatsvertraglichen Norm, 
welche die Schweiz zum spontanen Informationsaustausch verpflichtet. Diese Frist 
verlängert sich, sofern Gründe nach den Artikeln 22b–22d StAhiG dies erfordern. 

Art. 17 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

 

 

… Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Der Bundespräsident: Johann N. Schneider-
Ammann 
 Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr 

 



 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD  
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Übersicht 

Mit dem Beitritt zum Übereinkommen des Europarats und der OECD über die gegenseitige 
Amtshilfe in Steuersachen (Amtshilfeübereinkommen) führt die Schweiz den internationalen 
spontanen Informationsaustausch in Steuersachen ein. Das Amtshilfeübereinkommen und die 
Bestimmungen zu dessen Umsetzung im Steueramtshilfegesetz sollen am 1. Januar 2017 in 
Kraft treten. Das revidierte Steueramtshilfegesetz sieht vor, dass der Bundesrat die Pflichten 
im Zusammenhang mit dem spontanen Informationsaustausch im Einzelnen regelt. Die Kon-
kretisierung des spontanen Informationsaustauschs soll in die bestehende Steueramtshil-
feverordnung aufgenommen werden, deren Revision Gegenstand dieses Vernehmlassungsver-
fahrens ist. 

Obwohl die Rechtsgrundlagen für den spontanen Informationsaustausch in einigen Staaten schon seit 
längerem bestehen, gab es bis vor kurzem nur ganz pauschale Handlungsempfehlungen. Im Rahmen 
des OECD-G20-Projekts Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) wurden letztes Jahr erstmals Hand-
lungsempfehlungen zu einem spezifischen Anwendungsbereich des spontanen Informationsaus-
tausch erarbeitet. Diese stellen einen internationalen Standard im Bereich der Steuervorbescheide 
und ähnlicher Instrumente dar. 

Gemäss Artikel 22a Absatz 1 des revidierten Steueramtshilfegesetzes soll sich die Schweiz bei der 
Konkretisierung des spontanen Informationsaustauschs sowohl an internationalen Standards als auch 
an der Praxis anderer Staaten orientieren. Dies soll im Bereich der Steuervorbescheide durch die Um-
setzung der BEPS-Empfehlungen in der Steueramtshilfeverordnung erfolgen. Im Wesentlichen sollen 
Informationen über Steuervorbescheide ausgetauscht werden, bei denen ein Risiko der Gewinnver-
kürzung oder Gewinnverschiebung besteht. Der spontane Informationsaustausch ist allerdings nicht 
auf Steuervorbescheide beschränkt. Für andere Anwendungsfälle fehlen jedoch gegenwärtig interna-
tionale Empfehlungen, weswegen sich die Schweiz diesbezüglich insbesondere an der Praxis anderer 
Staaten orientieren soll. Eine Konkretisierung des spontanen Informationsaustauschs soll in diesen 
Bereichen in Zusammenarbeit von Bund und Kantonen evolutiv erarbeitet werden. Damit soll sicher-
gestellt werden, dass eine fundierte Praxis zum spontanen Informationsaustausch entsteht, die 
schweizweit einheitlich ist und die den internationalen Standards und der Praxis anderer Staaten ent-
spricht. Die Steueramtshilfeverordnung enthält die Grundlagen für einen einheitlichen Rahmen für den 
spontanen Informationsaustausch. 

Der Zeitpunkt, ab dem die Schweiz spontan Informationen mit einem Staat austauscht, bestimmt sich 
in Abhängigkeit der Anwendbarkeit der staatsvertraglichen Norm, welche die Schweiz zum spontanen 
Informationsaustausch verpflichtet. Dieser Zeitpunkt ist grundsätzlich der 1. Januar 2018, da das 
Amtshilfeübereinkommen für die Schweiz voraussichtlich für Zeitperioden ab diesem Datum anwend-
bar wird. Im Bereich des spontanen Informationsaustauschs über Steuervorbescheide sieht die Vorla-
ge vor, dass der Steuervorbescheid im Steuerjahr, in dem die zum spontanen Informationsaustausch 
verpflichtende Norm erstmals zur Anwendung gelangt oder in nachfolgenden Steuerjahren, anwend-
bar sein muss. Grundsätzlich sind diese Informationen innerhalb eines Jahres ab erstmaliger An-
wendbarkeit des Amtshilfeübereinkommens ins Ausland zu übermitteln. Informationen über Steuer-
vorbescheide, die vor dem Jahr 2010 erlassen worden sind, werden nicht ausgetauscht. 

Eine Schätzung der durch den spontanen Informationsaustausch entstehenden Kosten bei der ESTV 
und den kantonalen Steuerverwaltungen ist schwierig. Die Kosten werden massgeblich von der An-
zahl identifizierter Fälle abhängig sein. Kosten werden insbesondere durch die durchzuführenden Ver-
fahren und die organisatorischen Massnahmen bei den Steuerverwaltungen verursacht. Ebenso wird 
die Analyse der aus dem Ausland eingehenden Informationen zusätzliche Ressourcen erfordern. Die 
Verwertung dieser Informationen kann jedoch zu höheren Steuereinnahmen für die Kantone und den 
Bund führen.  



   

 

 

3-10.00 \ COO.2255.101.2.405919 
4/20 

 

1 Grundzüge 

1.1 Ausgangslage 

Die Schweiz hat am 15. Oktober 2013 das multilaterale Übereinkommen des Europarats und der Or-

ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) über die gegenseitige Amts-

hilfe in Steuersachen (Amtshilfeübereinkommen) unterzeichnet. Das Amtshilfeübereinkommen wurde 

bisher von 79 Staaten unterzeichnet, wobei es bereits in 57 Staaten in Kraft ist (Stand: 8. Febru-

ar 2015)1. Alle G20-Staaten und alle Mitgliedstaaten der OECD haben das Amtshilfeübereinkommen 

unterzeichnet. Weiter wurde der Geltungsbereich des Amtshilfeübereinkommens in den letzten Jahren 

auf 152 Überseegebiete und Kronbesitzungen des Vereinigten Königreichs sowie Territorien der Nie-

derlanden und Dänemarks ausgeweitet. Aufgrund der Unterstützung, die das Amtshilfeübereinkom-

men durch die G20 und die OECD geniesst, und seiner breiten Basis an Unterzeichnerstaaten gehört 

der Beitritt zum Amtshilfeübereinkommen heute zum Standard in der internationalen Zusammenarbeit 

in Steuerfragen. 

Die Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung des Amtshilfeübereinkommens wurde am 5. Juni 

2015 vom Bundesrat verabschiedet3. Die Eidgenössischen Räte haben der Vorlage am 18. Dezember 

2015 zugestimmt. Zurzeit läuft die Referendumsfrist. Das Amtshilfeübereinkommen soll am 1. Januar 

2017 in Kraft treten. 

Mit dem Beitritt zum Amtshilfeübereinkommen führt die Schweiz unter anderem eine staatsvertragliche 

Grundlage für den internationalen spontanen Informationsaustausch in Steuersachen ein. Die bisher 

von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) und Steuerinformationsab-

kommen (SIA) verpflichten die Vertragsstaaten nicht dazu, Informationen auf einer spontanen Basis 

auszutauschen. In anderen Rechtsbereichen wie beispielsweise der internationalen Rechtshilfe in 

Strafsachen (vgl. Artikel 67a des Bundesgesetzes vom 20. März 1981 über internationale Rechtshilfe 

in Strafsachen4) oder der polizeilichen Zusammenarbeit (vgl. Artikel 46 Schengener Durchführungs-

übereinkommen5) praktiziert die Schweiz allerdings bereits heute diese Art der Zusammenarbeit. Auch 

im innerstaatlichen Verhältnis werden heute bereits spontan Informationen ausgetauscht (vgl. Artikel 

111 und 112a des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 19906 über die direkte Bundessteuer (DBG), 

Artikel 39 und 39a des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisierung der direk-

ten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) sowie Artikel 36 und 36a des Bundesgesetzes vom 

13. Oktober 1965 über die Verrechnungssteuer (VStG)). In der internationalen Amtshilfe im Steuerbe-

reich stellt der spontane Informationsaustausch jedoch ein für die Schweiz neues Instrument dar. 

Auf internationaler Ebene bestehen teilweise schon länger Rechtsgrundlagen für den spontanen In-

formationsaustausch im Steuerbereich. Namentlich trifft dies für die Staaten zu, die dem Amtshilfe-

übereinkommen beigetreten sind. Für die ersten Staaten (Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden 

und die USA) trat dieses im Jahr 1995 in Kraft. Aber auch im Recht der Europäischen Union (EU) be-

                                                      

1 Eine aktuelle Liste mit allen Staaten und Territorien ist abrufbar auf: www.oecd.org/ctp > Exchange of informa-
tion > Convention on Mutual Administrative Assistance in Tax Matters > Chart of Participating Jurisdictions. 

2  Es handelt sich dabei um Anguilla, Aruba, Bermuda, die britischen Jungferninseln, Curaçao, die Färöer-Inseln, 
Gibraltar, Grönland, Guernsey, die Insel Man, Jersey, die Kaimaninseln, Montserrat, St. Martin sowie die 
Turks- und Caicosinseln. 

3  Botschaft vom 5. Juni 2015 zur Genehmigung des Übereinkommens des Europarats und der OECD über die 
gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen und zu seiner Umsetzung (Änderung des Steueramtshilfegesetzes) 
(„Botschaft zum Amtshilfeübereinkommen“) (BBl 2015 5585). 

4  SR 351.1 
5  Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 

Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französi-
schen Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, Amtsblatt 
Nr. L239 vom 22/09/2000 S. 0019 – 0062. 

6  SR 642.11 
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stehen bereits seit dem Jahr 1977 Rechtsgrundlagen für den spontanen Informationsaustausch im 

Steuerbereich (vgl. Artikel 4 der Richtlinie 77/799/EWG7). 

1.2 Internationale Entwicklungen beim spontanen Informationsaustausch 

In der Anwendung des spontanen Informationsaustauschs kommt den Behörden des informierenden 

Staats naturgemäss ein grosses Ermessen zu. Zudem hängt die Praxis im jeweiligen Staat auch mit 

seinen Ressourcen zusammen. Der spontane Informationsaustausch wird international denn auch un-

terschiedlich praktiziert. Die OECD unternahm im Jahr 2006 einen ersten Versuch, auf eine einheitli-

chere Praxis unter ihren Mitgliedstaaten hinzuwirken und verabschiedete ein Handbuch, in welchem 

unter anderem der spontane Informationsaustausch konkretisiert werden sollte8. Weitere internationa-

le Empfehlungen oder Präzisierungen bestanden bis zum letzten Jahr jedoch nicht. 

Eine spezifische Konkretisierung des spontanen Informationsaustausch wurde im Rahmen des 

OECD-G20-Projekts Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) erarbeitet. Als Teil des BEPS-Projekts 

hat die OECD am 5. Oktober 2015 Handlungsempfehlungen zur Stärkung der Transparenz im Bereich 

der Steuervorbescheide und ähnlicher Instrumente (sog. Steuerrulings) veröffentlicht9. Die Ergebnisse 

des BEPS-Projekts wurden am 15./16. November 2015 den Staats- und Regierungschefs der G20-

Staaten vorgelegt. Diese enthalten Empfehlungen, bei denen es sich um einen internationalen Stan-

dard zu einem Anwendungsbereich des spontanen Informationsaustauschs handelt und Kategorien 

von Steuervorbescheiden betreffen, welche ein besonderes Risiko darstellen, zur aggressiven Steu-

erplanung multinationaler Unternehmen genutzt zu werden. Wie dies auch bei anderen Ergebnissen 

des BEPS-Projekts der Fall ist, soll die jeweilige nationale Umsetzung künftig durch die OECD über-

wacht werden. 

Parallel zu den Arbeiten in der OECD hat die EU ebenfalls Schritte zur Erhöhung der Transparenz im 

Bereich der Steuervorbescheide unternommen. Am 8. Dezember 2015 hat der Rat der EU die EU-

Amtshilferichtlinie 2015/2376/EU10 verabschiedet, mit welcher ein automatischer Informationsaus-

tausch über Steuervorbescheide eingeführt wird. Dieser Austausch über Steuervorbescheide inner-

halb der EU soll am 1. Januar 2017 starten. 

1.3 Position der Schweiz 

Die Schweiz bekennt sich zu den internationalen Standards betreffend Transparenz im Steuerbereich. 

Die Strategie des Bundesrats für einen wettbewerbsfähigen Finanzplatz Schweiz umfasst die Einhal-

tung der Standards in Bezug auf den Informationsaustausch. Die Schweiz beteiligt sich auch aktiv an 

deren Entwicklung (vgl. beispielsweise die Erarbeitung des Standards zum automatischen Informati-

onsaustausch über Finanzkonten11). Als Mitglied der OECD hat die Schweiz auch am BEPS-Projekt 

und insbesondere an der Entwicklung des Standards zum spontanen Informationsaustausch über 

Steuervorbescheide mitgewirkt und für die Schweiz wichtige Anliegen in die Diskussionen einge-

bracht. 

                                                      

7  Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich direkte Steuern, ABl. L336 vom 27/12/1977 S. 15. 

8  Abrufbar unter: www.oecd.org > Thèmes > Fiscalité > Echange de renseignements > Le CAF approuve le 
nouveau manuel sur l’échange de renseignements. 

9  OECD (2015), Countering Harmful Tax Practices More Effectively, Taking into Account Transparency and 
Substance, Action 5 – 2015 Final Report, OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting Project, OECD Publish-
ing, Paris. 

10  Richtlinie (EU) 2015/2376 des Rates vom 8. Dezember 2015 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüg-
lich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung, ABl. 
L332 vom 18/12/2015 S. 1. 

11  Botschaft vom 5. Juni 2015 zur Genehmigung der multilateralen Vereinbarung der zuständigen Behörden über 
den automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten und zu ihrer Umsetzung (Bundesgesetz über 
den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen) (BBl 2015 5437, S. 5444). 
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Durch das Amtshilfeübereinkommen verpflichtet sich die Schweiz, auch spontan Informationen im 

Steuerbereich auszutauschen. Bei dem im Rahmen des BEPS-Projekts entwickelten Standard zum 

spontanen Informationsaustausch über Steuervorbescheide handelt es sich um eine Konkretisierung 

dieser Verpflichtung. Mit der vorliegenden Umsetzung des spontanen Informationsaustauschs über 

Steuervorbescheide handelt die Schweiz entsprechend ihrer völkerrechtlichen Verpflichtung und rich-

tet sich dabei nach dem internationalen Standard (vgl. Artikel 22a Abs. 1. zweiter Satz des Bundesge-

setzes vom 28. September 201212 über die internationale Amtshilfe in Steuersachen; Steueramtshilfe-

gesetz; StAhiG).  

Obschon gegenwärtig nur in Bezug auf Steuervorbescheide ein internationaler Standard besteht, ist 

die Verpflichtung zum spontanen Informationsaustausch nicht auf diesen Bereich begrenzt. Artikel 7 

des Amtshilfeübereinkommens stellt die materiell-rechtliche Grundlage für den spontanen Informati-

onsaustausch dar13. Das revidierte Steueramtshilfegesetz sieht vor, dass der Bundesrat die Pflichten 

im Zusammenhang mit dem spontanen Informationsaustausch im Einzelnen regelt (vgl. Artikel 22a 

Abs. 1 erster Satz StAhiG). Dabei soll er sich sowohl an internationalen Standards als auch an der 

Praxis anderer Staaten orientieren (vgl. Artikel 22a Abs. 2 zweiter Satz StAhiG). Die Schweiz soll da-

mit den spontanen Informationsaustausch so umsetzen wie dieser international praktiziert wird. Effek-

tiv wird die Schweiz aber erst erfahren wie der spontane Informationsaustausch von den anderen 

Staaten umgesetzt wird, wenn sie vom Ausland spontan übermittelte Informationen empfängt. Dies 

wird erst der Fall sein, wenn das Amtshilfeübereinkommen für die Schweiz anwendbar ist. Es soll 

deshalb vorerst darauf verzichtet werden, die Fälle, in denen ein spontaner Informationsaustausch zu 

erfolgen hat, abschliessend zu regeln. Dies bedeutet jedoch nicht, dass bis dahin keine Informationen 

spontan ausgetauscht werden sollen. Die Auswahl der relevanten Fälle wird damit in einer ersten 

Phase auf Basis der zurzeit vorliegenden Grundlagen erfolgen (Kommentar der OECD zum Amtshil-

feübereinkommen14, Ausführungen in der Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung des Amtshilfe-

übereinkommens15, Amtshilfehandbuch der OECD16). Die betroffenen Behörden des Bundes und der 

Kantone sollen zusammenarbeiten um eine schweizweit einheitliche Umsetzung des spontanen In-

formationsaustauschs zu gewährleisten (vgl. Kapitel 2, Erläuterungen zu Artikel 5). Auch sollen orga-

nisatorische und verfahrensrechtliche Aspekte schweizweit einheitlich geregelt werden. 

Zusammenfassend soll mit der Revision der Steueramtshilfeverordnung eine Konkretisierung des 

spontanen Informationsaustauschs im Bereich der Steuervorbescheide vorgenommen werden. Für 

alle übrigen Fälle soll der spontane Informationsaustausch gestützt auf die zurzeit vorliegenden 

Grundlagen erfolgen. Eine allfällige weitere Konkretisierung soll in Zusammenarbeit von Bund und 

Kantonen erarbeitet werden. Mit der Vorlage werden die Grundlagen für organisatorische Massnah-

men seitens des Bundes und der Kantone geschaffen. 

1.4 Grundzüge der Vorlage 

Die Konkretisierung des spontanen Informationsaustauschs erfolgt mit dieser Vorlage im Bereich des 
Austauschs von Informationen über Steuervorbescheide. Der erste Abschnitt des Verordnungsent-
wurfs enthält lediglich eine Bestimmung über eine Ausnahme vom spontanen Informationsaustausch 
für Bagatellfälle. Weitere allgemeine Grundsätze werden zum jetzigen Zeitpunkt nicht in die Steuer-
amtshilfeverordnung aufgenommen. Sobald sich eine eigentliche schweizerische Praxis im Bereich 
des spontanen Informationsaustauschs bildet, können weitere Grundsätze folgen. Das Eidgenössi-

                                                      

12  SR 651.1 
13  BBl 2015 5585, S. 5607. 
14  Abrufbar unter: www.oecd.org > Thèmes > Fiscalité > Echange de renseignements > Convention concernant 

l’assistance administrative mutuelle en matière fiscale > Rapport explicatif révisé de la Convention concernant 
l’assistance administrative mutuelle en matière fiscale telle qu’amendée par le protocole de 2010. 

15  BBl 2015 5585, S. 5605 f. 
16  Abrufbar unter: www.oecd.org > Thèmes > Fiscalité > Echange de renseignements > Manuel sur l’échange de 

renseignements > (2) l’échange spontané de renseignements. 
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sche Finanzdepartement (EFD) kann aber Weisungen erlassen, wenn dies für das Funktionieren des 
spontanen Informationsaustauschs zweckmässig erscheint (Artikel 22a Abs. 5 StAhiG). 

Die möglichen Anwendungsfälle des spontanen Informationsaustauschs gestützt auf das Amtshilfe-
übereinkommen sind vielfältig und lassen sich nicht abschliessend festlegen. Eine Einzelprüfung ist 
notwendig, um festzustellen, ob bei einem konkreten Sachverhalt die Voraussetzungen für den spon-
tanen Informationsaustausch gegeben sind. Denkbar sind Anwendungsfälle wie sie beispielsweise im 
Handbuch der OECD zum spontanen Informationsaustausch zu finden sind. Dieses erwähnt drei Bei-
spiele, in denen ein spontaner Informationsaustausch für die Steuerbehörden des Partnerstaats nütz-
lich wäre (vgl. dazu auch die Anwendungsbeispiele in der Botschaft zum Amtshilfeübereinkommen).17 
Beim ersten Beispiel geht es um eine zu versteuernde Zahlung, bei der vermutet wird, dass sie ab-
sichtlich auf ein separates Konto überwiesen wird damit sie der Steuerbehörde nicht zur Kenntnis 
kommt. Im zweiten Beispiel geht es um die Nichtversteuerung von Zinseinkünften. Im dritten Beispiel 
geht es um eine Steuerbefreiung im Ansässigkeitsstaat, da die Arbeit überwiegend in einem anderen 
Staat verrichtet wurde. 

Um eine fundierte und schweizweit einheitliche Praxis zum spontanen Informationsaustausch sicher-
zustellen, die den internationalen Standards und der Praxis anderer Staaten entspricht, ist eine enge 
Zusammenarbeit der zuständigen Behörden des Bundes und der Kantone nötig. Das Staatssekretariat 
für internationale Finanzfragen (SIF), die Eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV) und die Kantone 
sollen die Entwicklung einer solchen Praxis gewährleisten. Die schweizerischen Behörden, die für den 
spontanen Informationsaustausch relevante Informationen identifizieren werden, bezeichnen für diese 
Aufgabe Organisationseinheiten. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit sollen Konkretisierungen erar-
beitet werden, die den Kantonen und der ESTV als Leitlinien für die Auswahl von relevanten Informa-
tionen dienen. In der Steueramtshilfeverordnung wird ferner festgelegt was übermittelt wird und in 
welchen Fristen die Übermittlung erfolgen soll. 

Mit den Handlungsempfehlungen, welche die OECD im Rahmen des BEPS-Projekts erarbeitet hat, 
besteht bereits eine international erarbeitete Konkretisierung im Bereich des spontanen Informations-
austauschs von Informationen über Steuervorbescheide. Die Verordnungsbestimmungen zum Aus-
tausch von Steuervorbescheiden orientieren sich an diesem Standard. Im Wesentlichen sollen Infor-
mationen über Steuervorbescheide ausgetauscht werden, bei denen ein Risiko der Gewinnverkürzung 
oder Gewinnverschiebung besteht. Die Steueramtshilfeverordnung enthält eine Definition des für die 
Zwecke des spontanen Informationsaustauschs relevanten Steuervorbescheids. Weiter wird geregelt, 
unter welchen Voraussetzungen Informationen über einen Steuervorbescheid mit welchem Staat aus-
zutauschen sind. Der Inhalt der zu übermittelnden Informationen zu Steuervorbescheiden wird detail-
liert geregelt. Die Fristen für die Übermittlung sind grundsätzlich so ausgelegt, dass der internationale 
Standard eingehalten wird. Dabei werden die internen verfahrensrechtlichen Bestimmungen gewahrt. 
Dies gilt auch für das Übergangsrecht. Ausgetauscht werden müssen nur Informationen über Steuer-
vorbescheide, die nach dem 1. Januar 2010 erlassen wurden und die bei Einführung der völkerrechtli-
chen Norm, welche zum spontanen Informationsaustausch verpflichtet oder einem späteren Zeitpunkt 
noch anwendbar sind. 

1.5 Rechtliche Grundlagen 

Gemäss Artikel. 22a Abs. 1 StAhiG hat der Bundesrat die Pflichten im Zusammenhang mit dem spon-
tanen Informationsaustausch im Einzelnen zu regeln und sich dabei an den internationalen Standards 
und an der Praxis anderer Staaten zu orientieren. Die neu in die bestehende Verordnung vom 20. Au-
gust 2014 über die internationale Amtshilfe in Steuersachen (Steueramtshilfeverordnung; StAhiV)18 
aufzunehmenden Bestimmungen stützen sich auf diese Rechtssetzungsdelegation. 

Die Pflicht zum spontanen Informationsaustausch selbst ergibt sich aus Artikel 7 Absatz 1 des Amts-
hilfeübereinkommens. Artikel 7 Absatz 1 zählt fünf Fälle auf in denen spontan Informationen auszu-
tauschen sind. Die Bestimmung stellt die materiell-rechtliche Grundlage für den internationalen spon-
                                                      

17  BBl 2015 5585, S. 5606 
18  SR 651.11 
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tanen Informationsaustausch dar. Im Bereich des spontanen Informationsaustauschs über Steuervor-
bescheide enthält die Steueramtshilfeverordnung dennoch eine inhaltliche Konkretisierung. Artikel 7 
Absatz 1 des Amtshilfeübereinkommens lässt Spielraum für eine solche Konkretisierung, d.h. es wird 
davon ausgegangen, dass Artikel 7 Absatz 1 in der Regel eine genügende Rechtsgrundlage darstellt, 
um die erforderlichen Informationen spontan mit den betreffenden Staaten auszutauschen. 

2 Erläuterungen zu den Bestimmungen der 
Steueramtshilfeverordnung 

Einleitung 

Die bestehende Steueramtshilfeverordnung wird totalrevidiert und mit Bestimmungen zum spontanen 
Informationsaustausch ergänzt. Neu wird die Steueramtshilfeverordnung in vier Abschnitte unterteilt 
(1. Gegenstand, 2. Informationsaustausch auf Ersuchen, 3. Spontaner Informationsaustausch, 
4. Schlussbestimmungen). Im ersten Abschnitt wird neu der Gegenstand der Verordnung bestimmt. Im 
zweiten Abschnitt werden die Bestimmungen zu Gruppenersuchen unverändert übernommen aber 
neu nummeriert. Der seit 1. Januar 2016 geltende Artikel 2a (Kosten) wird neu zu Artikel 4. 

Der Abschnitt zum spontanen Informationsaustausch enthält Bestimmungen, die grundsätzlich für den 
spontanen Informationsaustausch im Allgemein gelten. Die Artikel 8 bis 10 betreffen allerdings nur 
Steuervorbescheide, weshalb sie in der Sachüberschrift entsprechend gekennzeichnet sind. 

Da es sich beim zweiten Abschnitt ausschliesslich um bestehendes Recht handelt, werden nachfol-
gend nur die Bestimmungen des ersten, des dritten und des vierten Abschnitts erläutert. 

1. Abschnitt: Gegenstand 

Artikel 1 

Mit dieser Verordnung wird der Vollzug der internationalen Amtshilfe in Steuersachen beim Informati-
onsaustausch auf Ersuchen sowie beim spontanen Informationsaustausch geregelt. Beide Arten des 
Informationsaustauschs haben ihre gesetzliche Grundlage im StAhiG.  

3. Abschnitt: Spontaner Informationsaustausch 

Artikel 5 Ausnahme für Bagatellfälle 

Der spontane Informationsaustausch verlangt sowohl vom übermittelnden wie auch vom empfange-
nen Staat einen administrativen Aufwand. Die auf diesem Weg zu übermittelnden Informationen sind 
von der übermittelnden Behörde sorgfältig auszuwählen. Artikel 5 Absatz 1 ermöglicht es, Bagatellfälle 
vom spontanen Informationsaustausch auszunehmen. Damit kann verhindert werden, dass der ver-
waltungsinterne Aufwand höher ausfällt als die bei der allfälligen späteren Nachveranlagung generier-
ten Steuereinnahmen. Bei dieser Beurteilung sind die Aufwände beider Staaten zu beachten. Bei der 
Schätzung der Kosten des Partnerstaats darf jedoch nicht von schweizerischen Verhältnissen auf die 
ausländischen geschlossen werden. Die schweizerische Behörde hat sich in die Situation des potenti-
ellen Empfängerstaats zu versetzen. Bei der Beurteilung der potentiellen Steuereinnahmen ist zu be-
achten, dass ein für schweizerische Verhältnisse geringer Steuerertrag für den betroffenen anderen 
Staat eine nicht unerhebliche Einnahme darstellen kann. Im Zweifelsfall ist ein spontaner Informati-
onsaustausch durchzuführen (vgl. Abs. 2). 

Artikel 6 Zusammenarbeit der Behörden 

Der Steueramtshilfeverordnungsentwurf präzisiert, ausser im Bereich der Steuervorbescheide, nicht, 
in welchen Fällen ein spontaner Informationsaustausch stattfinden soll. Es gibt eine Vielzahl von Um-
ständen, in denen die Voraussetzungen von Artikel 7 Absatz 1 des Amtshilfeübereinkommens erfüllt 
sein können. Die relevanten Fallkonstellationen sind theoretisch unbegrenzt. Die Regelung sämtlicher 
Fallkonstellationen wäre weder abschliessend noch würde sie dem Geist des spontanen Informati-
onsaustauschs entsprechen. Den zuständigen Stellen der ESTV und den kantonalen Steuerverwal-
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tungen kommt deshalb bei der Bestimmung von relevanten Fällen grundsätzlich ein hohes Ermessen 
zu. Dies kann bei den betroffenen Stellen aber auch zu Unsicherheiten führen. Der spontane Informa-
tionsaustausch könnte je nach Behörde unterschiedlich durchgeführt werden. 

Um eine einheitliche schweizerische Praxis zu gewährleisten, ist daher eine Koordination zwischen 
den zuständigen schweizerischen Behörden nötig. Die Zusammenarbeit kann beispielsweise in Form 
von Arbeitsgruppen erfolgen. Die kantonalen Steuerverwaltungen, die ESTV und das SIF sollen sich 
dabei austauschen und sich auf eine gemeinsame Praxis einigen. Die kantonalen Steuerverwaltungen 
und die ESTV – im Rahmen ihrer Doppelfunktion als betroffene Steuerbehörde wie auch als Anwen-
dungsbehörde für den spontanen Informationsaustausch – sollen eine enge Zusammenarbeit pflegen. 
Da die Praxis den internationalen Standards entsprechen soll, nimmt das Staatsekretariat für interna-
tionale Finanzfragen (SIF) auch teil.  

Artikel 7 Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch 

Die für den spontanen Informationsaustausch relevanten Informationen sind entweder bei der ESTV 
oder bei den kantonalen Steuerverwaltungen vorhanden (Artikel 3 Bst. d StAhiG). Es sind diese Be-
hörden, die dem spontanen Informationsaustausch unterliegende Fälle identifizieren und melden 
müssen. Um eine koordinierte Zusammenarbeit mit dem Dienst für Informationsaustausch der ESTV 
(Service d’échange d’informations en matière fiscale, SEI) und eine effiziente Durchführung des spon-
tanen Informationsaustausches zu ermöglichen, drängt es sich auf, in jeder dieser Behörden eine 
zentrale Organisationseinheit zu bezeichnen, die als Fachstelle und Ansprechpartnerin für den spon-
tanen Informationsaustausch dient. Auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit nach Artikel 5 ist die 
Bezeichnung einer solchen Organisationseinheit sinnvoll. Typischerweise wird es sich dabei um eine 
Stabstelle wie beispielsweise den Rechtsdienst handeln. Die kantonalen Steuerverwaltungen und die 
ESTV sind jedoch frei zu entscheiden, welche Dienststelle in ihrer Verwaltungsstruktur für diese Funk-
tion am besten geeignet ist. 

Den Organisationseinheiten kommen verschiedene Funktionen zu. Im internen Verhältnis sind sie die 
Experten für den spontanen Informationsaustausch und schulen die Mitarbeitenden ihrer Steuerver-
waltung über die Pflichten und Abläufe in Zusammenhang mit dem spontanen Informationsaustausch. 
Insbesondere informieren sie regelmässig und in geeigneter Form über die internationalen Entwick-
lungen und die Schweizer Amtshilfepraxis. Sie sorgen dafür, dass in ihrer Steuerverwaltung Fälle 
identifiziert werden, über die gemäss dem Amtshilfeübereinkommen, der Steueramtshilfeverordnung 
und allfälligen weiteren Grundlagen Informationen ausgetauscht werden. Sie prüfen die von den Mit-
arbeitenden identifizierten Fälle auf ihre Relevanz für den spontanen Informationsaustausch. Sie ent-
scheiden, welche Fälle dem SEI übermittelt werden. Gegenüber dem SEI sind sie der zentrale An-
sprechpartner. Sie überprüfen die zu übermittelnden Informationen auf ihre Richtigkeit und 
Vollständigkeit. Sie vertreten ihre Steuerverwaltung bei der Zusammenarbeit nach Artikel 5. 

Artikel 8 Steuervorbescheid: Definition 

Gemäss Artikel 8 gilt eine Auskunft, Bestätigung oder Zusicherung einer Steuerverwaltung als Steuer-
vorbescheid vor wenn drei Voraussetzungen erfüllt sind. Erstens muss die Auskunft, Bestätigung oder 
Zusicherung gegenüber einer steuerpflichtigen Person auf deren Gesuch hin gegeben worden sein. 
Zweitens muss sie die steuerlichen Folgen eines von der steuerpflichtigen Person dargelegten Sach-
verhalts betreffen. Drittens muss sich die steuerpflichtige Person auf sie berufen können. Diese Defini-
tion gilt nur für die Durchführung des spontanen Informationsaustauschs. Sie umfasst Steuervorbe-
scheide im engeren Sinne sowie Instrumente mit vergleichbarer Wirkung. Auskünfte, Bestätigungen 
oder Zusicherungen in Form von generell-abstrakten Regelungen wie bspw. Kreisschreiben oder 
Merkblätter, welche nicht an spezifische Adressaten gerichtet sind, unterstehen dem Informationsaus-
tausch nicht, da in diesen Fällen kein individuell-konkreter Sachverhalt vorliegt und auch kein Staat 
eruiert werden könnte, für den die Information voraussichtlich erheblich ist. In welchen Fällen der 
Grundsatz, dass sich der Empfänger eines Steuervorbescheids auf diesen berufen kann und die Defi-
nition nach Artikel 8 für die Zwecke des spontanen Informationsaustauschs durch die Schweiz greift, 
ergibt sich aus Artikel 9 der Bundesverfassung (Treu und Glauben) bzw. der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung zum Vertrauensschutz. Nicht erheblich ist die Form, in welcher der Steuervorbe-
scheid erteilt wird (bspw. mündlich oder schriftlich) oder ob er vor oder nach der Durchführung einer 
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vom Steuervorbescheid erfassten Transaktion erteilt wurde. Im Veranlagungsverfahren erteilte Aus-
künfte, Bestätigungen oder Zusicherungen sind keine Steuervorbescheide, insoweit sie die geprüften 
Steuerjahre betreffen. 

Artikel 9 Steuervorbescheid: Verpflichtung zum spontanen Informationsaustausch 

Absatz 1 von Artikel 9 hält fest, unter welchen Umständen bei Vorliegen eines Steuervorbescheids ein 
spontaner Informationsaustausch durchgeführt wird. Er bildet die fünf Kategorien von Steuervorbe-
scheiden19 ab, für die gemäss OECD-Standard davon auszugehen ist, dass entsprechende Informati-
onen grundsätzlich für den anderen Staat erheblich sein könnten. Diese Kategorien wurden in den 
OECD-Standard aufgenommen, weil solche Steuervorbescheide in der Vergangenheit von multinatio-
nalen Unternehmen zur Gewinnverschiebung und Gewinnverkürzung benutzt wurden. Ein Steuervor-
bescheid kann gleichzeitig mehrere der in Absatz 1 aufgeführten Voraussetzungen erfüllen. In einem 
solchen Fall sind alle relevanten Empfängerstaaten gemäss Artikel 10 zu informieren. 

Buchstabe a hält die in der Schweiz bestehenden präferenziellen Steuerregimes fest. Wenn der Steu-
ervorbescheid Sachverhalte in Zusammenhang mit einem dieser Steuerregimes betrifft, so untersteht 
er dem spontanen Informationsaustausch. Von der OECD sind folgende, derzeit noch in Kraft stehen-
de Schweizer Regelungen als präferenzielle Steuerregimes erfasst worden: Holding-, gemischte oder 
Domizilgesellschaft (Besteuerung nach Artikel 28 Absätze 2 bis 4 StHG), Lizenzbox des Kantons 
Nidwalden (Besteuerung nach Artikel 85 Absatz 3 des Gesetzes vom 22. März 200020 über die Steu-
ern des Kantons Nidwalden und seiner Gemeinden) sowie die Praxis der internationalen Ausschei-
dung bei Prinzipalgesellschaften (vgl. Kreisschreiben Nr. 8 der ESTV vom 18. Dezember 201121 über 
die internationale Steuerausscheidung von Principal-Gesellschaften). Die in der Vorlage vorgesehene 
Formulierung erfasst neben Steuervorbescheiden im Zusammenhang mit der Lizenzbox des Kantons 
Nidwalden auch Steuervorbescheide, die im Zusammenhang mit der im Rahmen der Vorlage des 
Bundesrats zur Unternehmenssteuerreform III22 vorgeschlagenen Patentbox in Zukunft erteilt werden 
könnten. Aus den OECD-Empfehlungen ergibt sich, dass Informationen über einen Steuervorbescheid 
über eine dem diesbezüglichen Standard entsprechende Patentbox auszutauschen sind. Hinsichtlich 
der Prinzipalgesellschaften bezieht sich die Verpflichtung zum spontanen Informationsaustausch auf 
Steuervorbescheide, die die internationale Steuerausscheidung bei solchen Gesellschaften zum Ge-
genstand hat. 

Buchstabe b umfasst Steuervorbescheide mit grenzüberschreitendem Bezug, die Verrechnungspreise 
oder eine Verrechnungspreismethodik zum Gegenstand haben, welche die zuständige schweizerische 
Behörde ohne Beizug der zuständigen Behörden anderer Staaten festgelegt hat. Diese Kategorie um-
fasst einerseits unilaterale Verrechnungspreisvereinbarungen gemäss den OECD-
Verrechnungspreisgrundsätzen.23 Andererseits umfasst sie auch Steuervorbescheide, welche die Vo-
raussetzungen der OECD an eine Verrechnungspreisvereinbarung nicht erfüllen, aber ähnliche Inhalte 
aufweisen. 

Buchstabe c umfasst Steuervorbescheide mit grenzüberschreitendem Bezug, die eine einseitige Re-
duktion des in der Schweiz steuerbaren Gewinns, welche in der Jahresrechnung nicht ersichtlich ist, 
                                                      

19  Dabei handelt es sich um folgende Kategorien: 
- Taxpayer-specific rulings related to a preferential regime; 
- Cross-border unilateral APAs and any other cross-border unilateral tax rulings (such as ATRs) covering 

transfer pricing or the application of transfer pricing principles; 
- Cross-border rulings providing for a unilateral downward adjustment to the taxpayer’s taxable profits that 

is not directly reflected in the taxpayer’s financial/commercial accounts; 
- Permanent establishment (PE) rulings, i.e. rulings concerning the existence or absence of, and/or the at-

tribution of profits to, a permanent establishment by the country giving the ruling; 
- Related party conduit rulings. 

20  Rechtssammlung des Kantons Nidwalden, Verweis-Nr. 521.1. Kostenlos einsehbar unter www.nw.ch > 
Rechtspflege > Gesetzessammlung. 

21  Referenz-Nr. W02-008D. Kostenlos einsehbar unter www.estv.admin.ch > Direkte Bundessteuer > Dokumen-
tation > Kreisschreiben. 

22  BBl 2015 5069, S. 5097 
23  www.oecd.org > Topics > Tax > Transfer Pricing > Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises 

and Tax Administrations oder www.oecd.org/de/verrechnungspreise. 
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ermöglichen. Darunter fallen insbesondere zwei Arten von Steuerpraktiken, welche zu einer Unter- 
oder Nichtbesteuerung führen können, wenn kein Informationsaustausch darüber stattfindet. Einer-
seits sind dies Vorbescheide, in denen eine einseitige Reduktion von Gewinnen einer Gruppengesell-
schaft festgestellt wird, weil diese Gewinne von der zuständigen Steuerbehörde als zu hoch und des-
halb nicht drittvergleichskonform betrachtet werden (sog. excess profit rulings). Andererseits umfasst 
diese Kategorie Steuervorbescheide, in denen beispielsweise einer Gruppengesellschaft ein fiktiver 
Zinsabzug auf ein durch eine andere Gruppengesellschaft gewährtes zinsfreies Darlehen gewährt 
wird (sog. informal capital rulings). In beiden Fällen wird die Anpassung nur in der Steuerbilanz vollzo-
gen und ist in der Jahresrechnung nicht sichtbar (vgl. Anwendungsbeispiel im Anhang). Der OECD-
Standard sieht im Übrigen vor, dass in diesen Fällen der spontane Informationsaustausch auch 
durchzuführen ist wenn kein spezifischer Steuervorbescheid erlassen worden ist. Grundsätzlich gilt in 
der Schweiz die handelsrechtliche Erfolgsrechnung als Grundlage für die steuerliche Gewinnermitt-
lung, sofern keine ausdrücklichen steuerrechtlichen Korrekturvorschriften ein Abweichen vom han-
delsrechtlichen Abschluss erlauben (Massgeblichkeitsprinzip). 

Buchstabe d umfasst, insoweit diese nicht bereits von einem der vorangehenden Buchstaben umfasst 
sind, Steuervorbescheide, welche das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von Betriebstätten im 
In- oder Ausland oder die Zuweisung von Gewinnen an Betriebstätten feststellen. 

Buchstabe e umfasst, insoweit diese Steuervorbescheide nicht bereits von einem der Buchstaben um-
fasst sind, Steuervorbescheide, welche einen Sachverhalt zum Gegenstand haben, der die Ausgestal-
tung grenzüberschreitender Flüsse von Einkünften oder Geldmitteln über einen oder mehrere schwei-
zerische Rechtsträger an ein verbundenes Unternehmen in einem anderen Staat betrifft. Diese 
Ausgestaltungen führen zu einer Unter- oder Nichtbesteuerung in einem der betroffenen Staaten (vgl. 
Anwendungsbeispiel im Anhang). 

Der OECD-Standard sieht vor, dass die OECD zu einem späteren Zeitpunkt einen spontanen Informa-
tionsaustausch auch für weitere Steuervorbescheide vorsehen kann, welche zu Gewinnverkürzung 
und Gewinnverschiebung führen („Any other type of ruling that in the absence of spontaneous infor-
mation exchange gives rise to BEPS concerns“). Die Aufnahme solcher weiterer Kategorien von Steu-
ervorbescheiden setzt jedoch entsprechende Beschlüsse innerhalb der OECD voraus und wird des-
halb nicht in die vorliegende Verordnung aufgenommen. 

Absatz 2 übernimmt die für den OECD-Standard festgelegte Definition von verbundenen Unterneh-
men. Als verbunden gelten Unternehmen, wenn ein Unternehmen im Umfang von mindestens 25% 
am anderen Unternehmen beteiligt ist oder wenn eine Drittperson im Umfang von je mindestens 25% 
an beiden Unternehmen beteiligt ist. Als zu einem bestimmten Anteil an einem Unternehmen beteiligt 
gilt eine Person, wenn sie direkt oder indirekt über einen entsprechenden Anteil der Stimmrechte oder 
des Grund- oder Gesellschafterkapitals an diesem Unternehmen verfügt. Mit dieser Definition gelten 
auch zwei oder mehr Unternehmen als verbunden, wenn sich diese im Besitz einer Person befinden, 
die selbst nicht ein Unternehmen ist (wie beispielsweise eine Stiftung). Diese Mindestbeteiligungsquo-
te gilt nur für die Zwecke des spontanen Informationsaustauschs über Steuervorbescheide (beispiels-
weise können DBA andere Beteiligungsquoten vorsehen). 

Absatz 3 hält ausserdem fest, dass es für die Durchführung des Informationsaustauschs nicht erheb-
lich ist, ob der im Steuervorbescheid dargelegte Sachverhalt effektiv realisiert wurde. Gemäss der 
Konzeption des OECD-Standards begründet bereits der Umstand, dass der Steuervorbescheid ge-
genüber dem Steuerpflichtigen Vertrauensschutz entfaltet eine Erheblichkeit der Information für einen 
anderen Staat. 

Artikel 10 Steuervorbescheid: Empfängerstaaten 

Absatz 1 legt fest, dass bei allen Kategorien von Steuervorbescheiden nach Artikel 8 ein Informati-
onsaustausch mit den zuständigen Behörden des Sitzstaates der direkt kontrollierenden Gesellschaft 
sowie der Konzernobergesellschaft durchzuführen ist. Die Konzernobergesellschaft bzw. die kontrol-
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lierende Gesellschaft wird dabei grundsätzlich nach den aktienrechtlichen Bestimmungen des Obliga-
tionenrechts (OR)24 ermittelt. 

Absatz 2 legt entsprechend dem OECD-Standard fest, für welche Kategorien von Steuervorbeschei-
den mit welchen weiteren Staaten ein spontaner Informationsaustausch durchzuführen ist. 

Sofern ein Steuervorbescheid nach Artikel 9 Buchstabe a vorliegt – also ein Steuervorbescheid im Zu-
sammenhang mit einem sogenannten „Steuerregime“ -, ist ein Informationsaustausch mit den Sitz-
staaten von verbundenen Unternehmen durchzuführen, mit welchen die steuerpflichtige Person 
Transaktionen durchführt, die zu einer Besteuerung gemäss dem Steuervorbescheid führt. Der Infor-
mationsaustausch ist auch mit den Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen durchzuführen, mit 
denen die steuerpflichtige Gesellschaft Transaktionen durchführt, die bei ihr zu Einkünften von ver-
bundenen Unternehmen führen, die gemäss dem Steuervorbescheid besteuert werden. Diese Regel 
gilt sinngemäss auch im Zusammenhang mit Betriebstätten. 

Sofern ein Steuervorbescheid über Verrechnungspreisfragen (Artikel 9 Buchstabe b) oder über be-
stimmte Methoden zur Absenkung des steuerbaren Gewinns (Artikel 9 Buchstabe c) vorliegt, ist ein 
Informationsaustausch mit den Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen durchzuführen, mit wel-
chen die steuerpflichtige Gesellschaft Transaktionen durchführt, deren Steuerfolgen Gegenstand des 
Steuervorbescheids sind. 

Sofern ein Steuervorbescheid über Betriebstättenfragen (Artikel 9 Buchstabe d) vorliegt, ist ein Infor-
mationsaustausch mit dem Staat durchzuführen, in dem sich die ausländische Betriebstätte befindet 
oder mit dem Sitzstaat des Unternehmens, dessen Tätigkeit in der Schweiz eine Betriebstätte begrün-
det. 

Sofern ein Steuervorbescheid über bestimmte Ausgestaltungen zur Durchleitung von Zahlungen oder 
Erträgen (Artikel 9 Buchstabe e) vorliegt, ist ein Informationsaustausch mit den Sitzstaaten von ver-
bundenen Unternehmen, die direkt oder indirekt Zahlungen an die steuerpflichtige Person vornehmen, 
sowie mit dem Sitzstaat, der an dieser Zahlung endgültig berechtigten Person, durchzuführen. Die 
diesbezüglichen Empfehlungen der OECD halten fest, dass es sich bei dieser Person in der Regel um 
die Konzernobergesellschaft handelt. 

Die Absätze 1 und 2 bzw. die Buchstaben a bis d von Absatz 2 kommen kumulativ zur Anwendung. 
Sofern ein Steuervorbescheid mehrere der Voraussetzungen nach Artikel 9 erfüllt, wird die Information 
an alle gemäss Artikel 10 Absatz 2 empfangsberechtigten Staaten übermittelt. Dieselbe Information 
soll einem bestimmten Staat aber nur einmal übermittelt werden (vgl. auch Anwendungsbeispiele im 
Anhang). 

Die Anwendung von Artikel 10 setzt voraus, dass eine rechtliche Grundlage für einen Informationsaus-
tausch mit den einzelnen Empfängerstaaten vorhanden ist. Gemäss dem OECD-Standard wird zudem 
davon ausgegangen, dass der empfangende Staat sich ebenfalls zur Anwendung des Standards be-
kennt. Nach Artikel 10 Absatz 3 kann der SEI deshalb die Übermittlung auf diejenigen Staaten be-
schränken, die sich zum Standard der OECD hinsichtlich dem spontanen Informationsaustausch über 
Steuervorbescheide bekennen. Zurzeit gelten die Mitgliedstaaten der OECD25, der G2026 sowie die 
weiteren assoziierten Staaten27 als solche Staaten. Hingegen ist es nicht erheblich, ob ein Staat effek-
tiv dem Standard unterstehende Steuervorbescheide erteilt und damit tatsächlich spontanen Informa-
tionsaustausch leistet. 

                                                      

24  SR 220 
25  Australien, Belgien, Chile, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Is-

land, Israel, Italien, Japan, Kanada, Korea, Luxemburg, Mexiko, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowakische Republik, Slowenien, Spanien, Tschechische Re-
publik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten.  

26  Staaten, die der G20, nicht aber der OECD angehören: Argentinien, Brasilien, China, Indien, Indonesien, 
Russland, Saudi-Arabien, Südafrika. 

27  Kolumbien, Lettland. 
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Artikel 11 An den SEI zu übermittelnde Informationen 

Artikel 11 führt die an den SEI zu übermittelnden Informationen auf. Von diesen werden nur die jeweils 
relevanten Elemente ans Ausland übermittelt (vgl. Ausführungen zu Artikel 13). 

Absatz 1 führt die Informationen auf, die bei Vorliegen eines Steuervorbescheids gemäss Artikel 8 
i.V.m. Artikel 9 durch die zuständigen Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaus-
tausch zu übermitteln sind. Die Buchstaben b bis l bilden die im von der OECD erarbeiteten Muster-
formular aufgeführten Informationen ab.28 Die Buchstaben a (Kopie des Steuervorbescheids), m (Liste 
der Empfängerstaaten) und n (weitere Angaben) umfassen Informationen, die dem SEI zur formellen 
Kontrolle der übermittelten Informationen, zur Bestimmung der Empfängerstaaten oder für den Fall ei-
nes späteren Ersuchen durch den Empfängerstaat dienen könnten. Deren spontane Übermittlung ins 
Ausland ist nicht vorgesehen. 

Absatz 2 führt die Informationen auf, die dem SEI zu übermitteln sind, sofern sie der zuständigen 
Steuerverwaltung vorliegen. Diese Informationen werden anschliessend an die Empfängerstaaten 
übermittelt. 

Absatz 3 nennt die optional zu übermittelnden Information. Im Unterschied zu Absatz 2 besteht keine 
Pflicht diese zu übermitteln, auch wenn sie vorliegen. Übermittelt eine Steuerbehörde solche Informa-
tionen, werden diese ebenfalls an die Empfängerstaaten übermittelt. 

Absatz 4 führt die Informationen auf, die in allen Fällen, die keinen Steuervorbescheid betreffen, durch 
die zuständigen Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch zu übermitteln sind. 
Wiederum dienen die Buchstaben c (Liste der Staaten) und d (weitere Angaben) nur der Beurteilung 
des Falls und sind grundsätzlich nicht für die Übermittlung ins Ausland vorgesehen. 

Artikel 12 Fristen 

Artikel 12 regelt die innerstaatlichen Fristen für die Übermittlung der zum spontanen Informationsaus-
tausch erforderlichen Informationen. Die Bestimmung stellt auch klar, dass die Informationen fortlau-
fend zu übermitteln sind. 

Liegt ein Steuervorbescheid vor, sind die Informationen spätestens 60 Tage nach Erteilung des Steu-
ervorbescheids zu übermitteln. Gemäss OECD-Standard ist die Erteilung des Steuervorbescheids 
entscheidend und nicht deren tatsächliche Umsetzung (vgl. Erläuterungen zu Artikel 9), weshalb auf 
das Datum der Erteilung abgestellt wird. Die Frist soll gewährleisten, dass Steuervorbescheide zügig 
an den SEI übermittelt werden und damit der OECD-Standard eingehalten werden kann. 

In anderen Fällen, in denen Informationen spontan ausgetauscht werden sollen, kann es gerechtfertigt 
sein, zu warten, ob der betreffende Steuersachverhalt tatsächlich auch so veranlagt wird. Grundsätz-
lich könnten die entsprechenden Informationen bereits vorher für andere Steuerbehörden von Interes-
se sein. Mit dem Abwarten der Rechtskraft der Veranlagung wird jedoch die Qualität der zu übermit-
telnden Information verbessert und es werden weniger Korrekturen nötig (vgl. Artikel 14). Insgesamt 
kann damit auch der administrative Aufwand verringert werden. Für die Übermittlung gilt eine Frist von 
60 Tagen ab Rechtskraft. 

Artikel 13 Übermittlung an Empfängerstaaten 

Gemäss Absatz 1 sollen, in Übereinstimmung mit dem OECD-Standard, Informationen über Steuer-
vorbescheide innerhalb von drei Monaten nach Erhalt durch die zuständige Behörde des Staates, in 
welchem der Steuervorbescheid erteilt wurde, an die Empfängerstaaten übermittelt werden. Die Frist 
verlängert sich, sofern die Durchführung von Massnahmen nach den neuen Artikeln 22b, 22c und 22d 
StAhiG (Verfahrensgarantien der betroffenen bzw. beschwerdeberechtigten Personen) dies erfordert. 
Es handelt sich dabei insbesondere um die Information der beschwerdeberechtigen Personen, das 

                                                      

28  Anhang C des OECD-Berichts Countering Harmful Tax Practices More Effectively, Taking into Account 
Transparency and Substance, Action 5 – 2015 Final Report, OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting Pro-
ject, OECD Publishing, Paris. 
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Mitwirkungsrecht und die Akteneinsicht der beschwerdeberechtigen Personen sowie um das anwend-
bare Verfahren. 

Der SEI prüft summarisch die an ihn übermittelten Informationen und deren Vollständigkeit. Falls die 
Informationen offensichtlich falsch oder unvollständig sind, kann der SEI ohne weiteres eine entspre-
chende Berichtigung vornehmen. Weiter kann der SEI im Rahmen des oben genannten Verfahrens 
(vgl. insbesondere Artikel 22c i.V.m. Artikel 15 und Artikel 22d i.V.m. Artikel 17 StAhiG) die zu übermit-
telnden Informationen ändern bzw. die Zweckmässigkeit des spontanen Informationsaustausches 
ausnahmsweise überprüfen. 

Entsprechend dem OECD-Standard wird der eigentliche Steuervorbescheid nicht ins Ausland übermit-
telt. Übermittelt werden sollen nur Informationen über den Steuervorbescheid. Ebenfalls nicht übermit-
telt werden weitere Informationen, die nur für die formelle Kontrolle der übermittelten Informationen 
durch die ESTV notwendig sind. Übermittelt werden somit die in Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben b – l 
und den Absätzen 2 und 3 genannten Informationen. In den übrigen Fällen werden den Empfänger-
staaten die Informationen nach Artikel 11 Absatz 4 Buchstaben a und b übermittelt. 

In Anwendung von Artikel 22d i.V.m. Artikel 17 Absatz 4 StAhiG informiert der SEI die zuständigen 
Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch über Erlass und Inhalt der Schluss-
verfügung betreffend Weiterleitung der Informationen ins Ausland. 

Artikel 14 Falsche oder nicht relevante Informationen 

In Fällen, in denen die zuständigen Organisationseinheiten für den spontanen Informationsaustausch 
bereits Informationen an den SEI übermittelt haben und sich diese Informationen nachträglich als 
falsch oder aus anderen Gründen nicht für die Veranlagung des betreffenden Steuerpflichtigen rele-
vant herausstellen, informieren sie den SEI umgehend darüber. Sofern der SEI die betreffenden In-
formationen bereits an die Empfängerstaaten übermittelt hat, prüft er, ob eine Berichtigung der über-
mittelten Information erforderlich ist und übermittelt gegebenenfalls die berichtigen Informationen an 
die betroffenen Empfängerstaaten (Abs. 2). Sofern der SEI die betreffenden Informationen noch nicht 
an die Empfängerstaaten übermittelt hat, berücksichtigt er die nachträglich erhaltenen Informationen 
bei der Übermittlung. 

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Artikel 15 Aufhebung eines anderen Erlasses 

Die geltende Steueramtshilfeverordnung vom 20. August 2014 soll mit der Inkraftsetzung der neuen 
Steueramtshilfeverordnung aufgehoben werden. Die Bestimmungen der geltenden Steueramtshil-
feverordnung werden unverändert übernommen (vgl. Kapitel 2, Einleitung). 

Artikel 16 Übergangsbestimmungen 

Absatz 1 legt fest, über welche Steuervorbescheide Informationen ausgetauscht werden sollen. Aus 
Gründen des administrativen Aufwands und der praktischen Machbarkeit sieht der OECD-Standard 
lediglich einen eingeschränkten Informationsaustausch über bestehende Steuervorbescheide vor. 
Steuervorbescheide, welche vor dem 1. Januar 2010 erteilt worden sind, sind vom Informationsaus-
tausch in diesem Rahmen grundsätzlich ausgenommen. Steuervorbescheide, welche nach dem 
1. Januar 2010 erteilt worden sind, unterstehen dem Informationsaustausch, wenn sie am 
1. Januar 2014 oder danach noch wirksam waren. Dies gilt jedoch nur für Staaten, welche zu diesem 
Zeitpunkt bereits über eine Rechtsgrundlage für den spontanen Informationsaustausch in Steuersa-
chen verfügten. Der OECD-Standard anerkennt, dass Staaten, welche am 1. Januar 2014 noch nicht 
über eine solche Rechtsgrundlage verfügten, diese zeitlichen Begrenzungen gemäss ihren nationalen 
Rechtsordnungen anpassen können. Diese im OECD-Standard enthaltene Ausnahmebestimmung 
wird in Absatz 1 festgehalten. Die Schweiz wird erst mit Artikel 7 des Amtshilfeübereinkommens über 
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eine Rechtsgrundlage für den spontanen Informationsaustausch verfügen. Für dessen Anwendbarkeit 
wird auf die Ausführungen zu Artikel 28 in der Botschaft zum Amtshilfeübereinkommen verwiesen29. 

Absatz 2 legt die Modalitäten und Fristen für den Informationsaustausch über bestehende Steuervor-
bescheide nach Absatz 1 fest. Zunächst präzisiert er in Übereinstimmung mit dem OECD-Standard, 
dass die zuständige Steuerverwaltung lediglich Informationen zu übermitteln hat, die bei ihr bereits 
vorhanden sind (vgl. auch Artikel 3 Buchstabe d StAhiG). Eine erneute Kontaktaufnahme mit dem be-
troffenen Steuerpflichtigen zur Vervollständigung der an die ESTV zu übermittelnden Informationen 
nach Artikel 11 ist demnach nicht erforderlich. Die zuständige Steuerverwaltung kann sich bei der Er-
hebung der Informationen auf die bei ihr vorhandenen Unterlagen (Steuererklärung, Verrechnungs-
preisdokumentation, usw.) sowie andere ihr ohne unverhältnismässigen Aufwand zugänglichen Quel-
len beschränken. In der Regel sind öffentlich verfügbare Informationen ohne unverhältnismässigen 
Aufwand zugänglich. Sofern der zuständigen Steuerverwaltung nicht alle Informationen nach Arti-
kel 11 Absätze 1 und 2 vorliegen, übermittelt sie die bei ihr vorhandenen Informationen und informiert 
den SEI hierüber. Damit der SEI die Übermittlung an die Empfängerstaaten in den erforderlichen Fris-
ten bewältigen kann, ist es erforderlich, dass die zuständige Steuerverwaltung die Übermittlung fort-
laufend durchführt, d.h. sobald die verfügbaren Informationen zu einem betroffenen Steuervorbe-
scheid soweit möglich vervollständigt wurden. Die zuständige Steuerverwaltung übermittelt die 
Informationen zu allen Steuervorbescheiden gemäss Absatz 1 innerhalb von neun Monaten nach Be-
ginn der Anwendbarkeit der staatsvertraglichen Norm, welche der Schweiz den spontanen Informati-
onsaustausch ermöglicht.  

Gemäss Absatz 3 übermittelt der SEI diese Informationen an die Empfängerstaaten innerhalb von 
zwölf Monaten nach Beginn der Anwendbarkeit der staatsvertraglichen Norm, welche der Schweiz 
den spontanen Informationsaustausch ermöglicht. Die letztgenannte Frist verlängert sich, sofern die 
Durchführung von Massnahmen nach den Artikeln 22b – 22d StAhiG (Information der beschwerdebe-
rechtigten Person, Mitwirkungsrecht, Akteneinsicht, Verfahren) dies erfordert. 

Artikel 17 Inkrafttreten 

Die revidierte Steueramtshilfeverordnung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Der Zeitpunkt, ab dem 
die Schweiz spontan Informationen mit einem bestimmten Staat austauschen muss, richtet sich je-
doch nach der Anwendbarkeit der staatvertraglichen Rechtsgrundlage für den spontanen Informati-
onsaustausch. 

3 Auswirkungen der Umsetzung des spontanen 
Informationsaustauschs 

3.1 Sach- und Personalausgaben 

Die Umsetzung des spontanen Informationsaustausches als für die Schweiz neue Form der Amtshilfe 
wird zu Mehrkosten bei der ESTV und den kantonalen Steuerverwaltungen führen. Eine Schätzung 
dieser Kosten ist zum jetzigen Zeitpunkt schwierig, denn sie ist davon abhängig, wie viele Fälle identi-
fiziert werden, in denen spontan Informationen auszutauschen sind. Insbesondere die Anzahl Steuer-
vorbescheide, welche dem spontanen Informationsaustausch unterliegen werden, ist zum heutigen 
Zeitpunkt noch nicht bekannt. 

Hinsichtlich der Steuervorbescheide ist zu berücksichtigen, dass nur gewisse davon dem spontanen 
Informationsaustausch unterstehen. Die kantonalen Steuerverwaltungen – und in geringerem Mass 
auch die ESTV – werden diese identifizieren müssen. Der jeweils durchzuführende Prozess wird so-
wohl bei den kantonalen Steuerverwaltungen wie auch bei der ESTV Kosten nach sich ziehen. Auch 
für die Implementierung werden Kosten anfallen (z.B. Schulung). 

Neben den zu übermittelnden Informationen müssen auch diejenigen Informationen, welche die 
Schweiz im Rahmen des spontanen Informationsaustausches vom Ausland erhalten wird, ausgewer-

                                                      

29  BBl 2015 5619. 
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tet und analysiert werden, was insbesondere in den kantonalen Steuerverwaltungen aber auch in der 
ESTV zu einem Mehraufwand führen wird. Diese Informationen können aber gegebenenfalls auch zu 
höheren Steuereinnahmen infolge besserer Durchsetzung des schweizerischen Steuerrechts führen. 
Diesbezügliche Schätzungen sind allerdings nicht möglich. 

Die Durchführung des spontanen Informationsaustausches wird vor allem beim SEI Kosten verursa-
chen. Die identifizierten Fälle werden dem SEI gemeldet, welcher die nötigen Informationen an die 
Empfängerstaaten übermittelt. Für jeden einzelnen identifizierten Fall verfügen die betroffene Person 
und die weiteren beschwerdeberechtigten Personen über umfassende Verfahrensgarantien (Informa-
tion, Mitwirkungsrechte, Akteneinsicht, Eröffnung einer Schlussverfügung usw.). Dieses Verfahren so-
wie die Wahrnehmung neuer Aufgaben (Identifizierung der Fälle, Aufsicht der Kantone, Verwertung 
der vom Ausland erhaltenen Informationen usw.) wird zu einem bedeutenden Mehraufwand bei der 
ESTV führen und einen entsprechenden Stellenbedarf auslösen. Ein Teil der Stellen wird departe-
mentsintern kompensiert. 

Zu den mit der Anpassung bzw. Ausweitung des Informatiksystems zusammenhängenden Kosten, 
insbesondere was die Übermittlung der Informationen an den SEI und die Übermittlung der Informati-
onen ins Ausland anbelangt, ist noch keine präzise Schätzung möglich. 

3.2 Wirtschaftliche und steuerliche Auswirkungen 

In Bezug auf die wirtschaftlichen und steuerlichen Auswirkungen der Umsetzung des spontanen In-
formationsaustauschs kann auf die Ausführungen in Ziffer 6.2 der Botschaft zum Amtshilfeüberein-
kommen verwiesen werden. 

4 Verhältnis zur Legislaturplanung 

Die Vorlage entspricht der Leitlinie 1 «Die Schweiz sichert ihren Wohlstand nachhaltig» und insbeson-
dere dem Ziel 2 «Die Schweiz sorgt für bestmögliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen im Inland 
und unterstützt so ihre Wettbewerbsfähigkeit» der Botschaft des Bundesrats zur Legislaturplanung 
2015 – 2019 vom 27. Januar 2016. 

5 Rechtliche Aspekte 

Die Vorlage stützt sich auf die Delegationsnorm von Artikel 22a Absatz 1 StAhiG (vgl. Ausführungen in 
Ziffer 8.3 der Botschaft zum Amtshilfeübereinkommen). Der spontane Informationsaustausch selbst 
stützt sich auf Artikel 7 Absatz 1 des Amtshilfeübereinkommens (vgl. Kapitel 1.5).  
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Anhang: Anwendungsbeispiele zu den Artikeln 8 - 10 E-StAhiV 

Die nachfolgenden Beispiele beruhen auf Beispielen der OECD und sollen die Anwendung der Arti-
kel 8 bis 10 der vorliegenden Verordnung verdeutlichen. Es wird angenommen, dass die erforderli-
chen völkerrechtlichen Voraussetzungen für den spontanen Informationsaustausch zwischen den be-
treffenden Staaten gegeben sind und dass der sendende Staat über gesetzliche Bestimmungen 
verfügt, die dem Steueramtshilfegesetz sowie dem vorliegenden Verordnungsentwurf entsprechen. 

Beispiel 1 - Steuervorbescheid in Zusammenhang mit einem präferenziellen Steuerregime 

 

Staat B gewährt eine präferenzielle steuerliche Behandlung gewisser Einkünfte aus Immaterialgütern 
(präferenzielles Steuerregime). Unternehmen B mit Sitz im Staat B lizenziert ein qualifizierendes Im-
materialgut („IP“) an seine Tochterunternehmen C und D mit Sitz in den Staaten C respektive D sowie 
an Unternehmen E mit Sitz im Staat E. Unternehmen B ist Alleineigentümer der Unternehmen C und 
D und hält eine 20%-Beteiligung an Unternehmen E. Unternehmen B wird durch die zuständige Steu-
erbehörde in Staat B ein Steuervorbescheid erteilt, worin bestätigt wird, dass die von den Unterneh-
men C, D und E gezahlten Lizenzeinnahmen für die präferenzielle steuerliche Behandlung qualifizie-
ren. 

Vorliegend ist Staat B verpflichtet, den Staaten C und D spontan Informationen über den Steuervorbe-
scheid zu übermitteln, da es sich bei diesen um die Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen han-
delt, mit denen Unternehmen B Transaktionen ausübt, für die eine präferenzielle steuerliche Behand-
lung gewährt wird. Staat B ist auch verpflichtet, Staat A, dem Sitzstaat der Konzernobergesellschaft 
(der in diesem Fall gleichzeitig der Sitzstaat der direkt kontrollierenden Gesellschaft ist), spontan In-
formationen über den Steuervorbescheid zu übermitteln. Staat B ist hingegen nicht verpflichtet, Staat 
E Informationen über den Steuervorbescheid zu übermitteln, da die Beteiligung von Unternehmen B 
an Unternehmen E die Schwelle von 25% nicht erreicht. 
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Beispiel 2 – Steuervorbescheid in Zusammenhang mit Verrechnungspreisfragen 

 

Das Unternehmen B mit Sitz im Staat B verkauft Produkte an seine Tochterunternehmen C, D und E 
mit Sitz in den Staaten C, D respektive E. Unternehmen B ist Alleineigentümer dieser Tochterunter-
nehmen. Gemäss den in Staat B anwendbaren Gesetzen können Steuerpflichtige unilaterale Steuer-
vorbescheide über die Verrechnungspreisgestaltung (unilaterale APA) erhalten, worin bestätigt wird, 
wie Umsätze aus dem Verkauf an verbundene Unternehmen unter Anwendung von Verrechnungs-
preismethoden besteuert wurden. Unternehmen B wird ein solches unilaterales APA erteilt. 

Vorliegend Staat B verpflichtet, den Staaten C, D und E spontan Informationen über den Steuervorbe-
scheid zu übermitteln, da es sich bei diesen um die Sitzstaaten von verbundenen Unternehmen han-
delt, mit denen das Unternehmen B Transaktionen ausübt, die Gegenstand des Steuervorbescheids 
sind. Staat B ist auch verpflichtet, Staat A, dem Sitzstaat der Konzernobergesellschaft (der in diesem 
Fall gleichzeitig auch der Sitzstaat der direkt kontrollierenden Gesellschaft ist), spontan Informationen 
über den Steuervorbescheid zu übermitteln. 

Beispiel 3 – Steuervorbescheid, der eine Reduktion des in der Schweiz steuerbaren Gewinns 
ermöglicht, die in der Jahresrechnung nicht ersichtlich ist 

 



   

 

 

3-10.00 \ COO.2255.101.2.405919 
19/20 

 

Das Unternehmen B mit Sitz im Staat B gründet ein in seinem alleinigen Besitz stehendes Tochterun-
ternehmen C, welches im Staat C seinen Sitz hat. Unternehmen B stellt Unternehmen C gewisse Im-
materialgüter (Know-how, Kundenstamm, Goodwill) zur Verfügung, ohne von Unternehmen C dafür 
entschädigt zu werden. Staat C wendet eine Praxis (Regime) an, wonach Fälle, in denen eine kontrol-
lierende Gesellschaft ihrer Tochtergesellschaft Immaterialgüter zur Verfügung stellt, ohne von dieser 
dafür entschädigt zu werden, als informelle Kapitaleinlage behandelt werden. 

Vorliegend ist Staat C verpflichtet, spontan Informationen an Staat B zu übermitteln, da Staat B der 
Sitzstaat eines verbundenen Unternehmens ist, mit dem das Unternehmen C Transaktionen durch-
führt, die Gegenstand des Steuervorbescheids sind. Staat B ist in diesem Fall gleichzeitig auch der 
Sitzstaat derjenigen Gesellschaft, die Unternehmen C direkt kontrolliert. Staat C ist auch verpflichtet, 
Staat A, dem Sitzstaat der Konzernobergesellschaft, spontan Informationen über den Steuervorbe-
scheid zu übermitteln. 

Beispiel 4 – Steuervorbescheide zu Betriebstättenfragen 

 

Das Finanzdienstleistungsunternehmen B mit Sitz im Staat B gründet eine Betriebsstätte (Zweignie-
derlassung D) im Staat D. Die Zweigniederlassung D führt Offshore-Bankaktivitäten im Staat D durch 
und beantragt den Status als Offshore Bank-Einheit (Offshore Banking Unit, OBU) im Staat D. Unter 
dem Status wird eine präferenzielle Behandlung von Einkünften durch die OBU gewährt. Staat D er-
teilt einen Steuervorbescheid, worin festgehalten ist, dass das Unternehmen B im Staat B seinen Sitz 
hat, aber seine Geschäftstätigkeit durch eine Betriebsstätte im Staat D als OBU unter dem OBU-
Regime ausübt. Die Zweigniederlassung D führt Finanztransaktionen mit dem verbundenen Unter-
nehmen C im Staat C durch. 

Vorliegend ist Staat D verpflichtet, Staat A, dem Sitzstaat der Konzernobergesellschaft und Staat B, 
dem Sitzstaat des Stammhauses der Betriebsstätte spontan Informationen zum Steuervorbescheid zu 
übermitteln. Staat D ist auch verpflichtet, Staat C spontan Informationen zu übermitteln, da der Steu-
ervorbescheid zum OBU-Status ein Steuervorbescheid in Zusammenhang mit einem präferenziellen 
Steuerregime ist. Als Sitzstaat eines verbundenen Unternehmens, mit welchem der Steuerpflichtige 
Transaktionen durchführt, die im Rahmen des OBU-Regimes präferenziell behandelt werden, ist auch 
Staat C zu informieren. 
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Beispiel 5 – Steuervorbescheid im Zusammenhang mit einer direkten oder indirekten 
Weiterleitung von Einkünften oder Geldmitteln (sog. Conduit) 

 

Das Unternehmen B2, ein Rechtsträger, welcher im Staat B seinen Sitz hat und direkt dem Unter-
nehmen B1 untersteht, erhält grenzüberschreitende Zahlungen (vorliegend eine Zinszahlung für ein 
Darlehen) durch das ihm untergeordnete, produktiv tätige Unternehmen C mit Sitz im Staat C. Diese 
Zahlungen leitet das Unternehmen B2 als Zinszahlung für ein Darlehen an das ihm übergeordnete Un-
ternehmen B1 mit Sitz im Staat B weiter. B2 behält eine kleine, steuerbare Marge zurück. Das Unter-
nehmen B1 wird gemäss den Steuergesetzen in Staat B als steuerlich transparenter Rechtsträger be-
handelt und hat ausschliesslich im Ausland ansässige Partner. Dadurch entgeht das Unternehmen B1 
einer Besteuerung im Staat B. Unternehmen B2 wurde ein Steuervorbescheid erteilt, der die steuerli-
che Behandlung der Zinszahlungen im Staat B festhält. 

Vorliegend ist Staat B verpflichtet, spontan Informationen über den Steuervorbescheid an Staat C zu 
übermitteln, da Staat C der Sitzstaat eines verbundenen Unternehmens ist, welches Zahlungen an die 
an der Ausgestaltung beteiligten Rechtsträger, die Unternehmen B1 und B2, leistet. Staat B ist auch 
verpflichtet, spontan Informationen über den Steuervorbescheid an Staat A zu übermitteln, da dieser 
der Sitzstaat der endgültig berechtigten Person der geleisteten Zahlungen ist. 
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